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DatPöggsken
Guten Tag,
liebe Telgter
Bürgerinnen
und Bürger.
Nur noch ein paar Tage
bis zur Landtagswahl und
manches ist anders ge-
kommen, als man/frau
sich das dachte. Die CDU
dümpelt im Umfragetief,
die SPD ganz obenauf,
und es gibt einen neuen
Faktor: Die Piratenpartei.
Auch wenn sie ein weite-
rer politischer Mitbewer-
ber ist, so hat sie doch
einige Nichtwähler- Innen
mobilisiert, zur Wahl zu
gehen. Das ist erst einmal
zu begrüßen. Ob die Pira-
tenpartei den hohen An-
sprüchen standhält, wird
sich in Zukunft zeigen.

Jetzt geht es aber erst ein-
mal weder um die Piraten-
partei, noch darum, wo
Norbert Röttgen nach der
Wahl wohnen wird, son-
dern darum, welche The-
men in den nächsten fünf
Jahren die Landespolitik
bestimmen werden.

Unsere Schwerpunkte sind
weiterhin Alternative
Energieerzeugung, Atom-
ausstieg, Frauenpolitik,
Schule, Landwirtschaft,
starke Kommunen, Fami-
lienpolitik, Verkehr, Da-
tenschutz und Verbrau-
cherInnenrechte.

Weil uns diese Themen so
wichtig sind, machen wir
Wahlkampf.

Weil uns diese Themen so
wichtig sind, erhalten Sie
dieses Pöggsken.

Weil uns diese Themen so
wichtig sind, bitten wir
Sie am 13. Mai um Ihre
Stimme!

Ihre Pöggsken-Redaktion

Liebe Telgterinnen und Telgter,
„Sie und Frau Kraft, Sie machen ja sowieso weiter! “ Wie
selbstverständlich begegnet mir dieser Satz täglich auf der
Straße. Dieser Zuspruch freut mich – aber ganz so selbstver-
ständlich ist es nicht. Jede Stimme ist entscheidend. Für eine
klare Mehrheit von Grünen und SPD sollten Sie am 13. Mai
uns Grüne mit mir an der Spitze wählen. Für uns Grüne gilt:
Wenn rot-grün geht, machen wir rot-grün. Ansonsten droht ei-
ne Große Koalition.

In Telgte haben Sie bei den letzten Wahlen mit einem grünen
Bürgermeister und einer starken grünen Fraktion für besondere
Verhältnisse gesorgt. Nun kämpfen wir für eine starke grüne
Fraktion in einer Koalition mit der SPD in Düsseldorf, und Sie
können uns dabei helfen.

Wir stehen für Klima- und Umweltschutz, soziale Gerechtig-
keit, mehr Demokratie, starke Städte und Gemeinden, Haus-
haltspolitik mit Augenmaß, Frauenrechte, Nichtraucherschutz,
humane Flüchtlingspolitik …
Und natürlich stehe ich auch ganz persönlich für ein leistungs-
starkes und sozial gerechtes Bildungssystem!

Ich bitte Sie um Ihre Stimme für Bündnis 90/Die Grünen!
Sylvia Löhrmann

Am 13. Mai wird in NRW ein
neuer Landtag gewählt. Das
zweite Mal innerhalb von zwei
Jahren.
Vielen fehlt das Verständnis
für eine solche Neuwahl, denn
immerhin kostet diese Wahl
45 Millionen Euro. Geld, das
bei knappen Kassen in den
Kommunen eigentlich nicht
vorhanden ist. Mit 45 Millio-
nen Euro könnten viele Pro-
jekte in den verschiedensten
Bereichen durchgeführt wer-

den. In diesem Augenblick
aber gibt es für dieses Geld
nur ein Projekt, und das heißt
„Neuwahlen“. Also soll sich
dieses Projekt für NRW auch
lohnen und für eine stabile
Koalition in den nächsten fünf
Jahren sorgen.

Zwischen der Wahl 2010 und
der Auflösung des Landtages
lagen 20 Monate voller kon-
struktiver Arbeit der grünen
Landtagsfraktion. Wichtige
Themen wurden mit wech-
selnden Mehrheiten durchge-

setzt. Wie versprochen,
gelang es die Studiengebüh-
ren abzuschaffen, die Drittel-
parität (Machtverhältnis in
der Schulkonferenz) an den
Schulen wieder einzuführen,
die Kopfnoten abzuschaffen
und viele Mittel im sozialen
Bereich (z.B. für Frauenhäu-
ser, 1 500 Stellen in der Alten-
pflege) wieder im Haushalt zu
verankern.

Gemeinsam mit der CDU ge-
lang es, einen Schulkonsens
durchzubringen, der, so um-

stritten er auch sein mag, den
Kommunen die Möglichkeit
gibt, eine Vielfalt von Bil-
dungsangeboten auszuwählen
und vor Ort die bestmögliche
Schulform zu wählen. Damit
diese Projekte und die vielen
anderen Themen, die noch vor
der Umsetzung standen, fort-
geführt werden können,
braucht es jetzt eine stabile
rot-grüne Koalition mit einer
starken grünen Fraktion im
Düsseldorfer Parlament!

marian husmann

Jetzt erst recht! ... NRW wählt grün!
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Es klingt fast zu schön, um
wahr zu sein: Ein auskömmli­
ches Einkommen für alle Bür­
gerinnen und Bürger, ohne
dafür irgendetwas leisten zu
müssen. Spätestens mit dem
Buch des erfolgreichen Unter­
nehmers Götz Werner kann
man die Idee eines Grundein­
kommens für jedermann, und
das ohne irgendeine Vorbedin­
gung, nicht mehr so einfach
ins Reich der Fantasie ab­
schieben.
Doch geht das überhaupt?
Wie kann unsere Wirtschaft,
ja unsere Gesellschaft funk-
tionieren, wenn alle ohne zu
arbeiten so viel Geld erhalten,
dass sie davon ihren Lebens-
unterhalt bestreiten können,
und zwar auf einem Niveau,
das deutlich über dem heuti-
gen Sozialhilfesatz liegt und
gesellschaftliche und kulturel-
le Teilhabe erlaubt? Bedin-
gungsloses Grundeinkommen
(BGE) ist per definitionem ei-
ne Geldleistung des Staates an
jede Bürgerin und jeden Bür-
ger, egal ob arm oder reich,
ob krank oder gesund, ob jung
oder alt.

Das BGE ersetzt viele der
heute existierenden Sozial-
leistungen und erfordert dabei
nur ein Minimum an Bürokra-
tie. Jede Bürgerin und jeder

Bürger kann zu diesem Ein-
kommen weitere Einkünfte
erzielen, ohne dass diese ihr
oder ihm direkt angerechnet
werden. Im Wesentlichen
werden dieser Idee zwei Ar-
gumente entgegen gehalten:
Erstens, so glauben viele,
werden die Meisten nicht
mehr arbeiten oder bestimm-
te, unangenehme Tätigkeiten
ausführen, wenn die finanzi-
elle Notwendigkeit entfällt.

Zweitens, so glauben noch
mehr, können wir uns das
überhaupt nicht leisten.

Betrachten wir zunächst den
zweiten Einwand: Ein ange-
nommenes monatliches
Grundeinkommen von
1 .000 € pro Person ergäbe bei
rund 80 Millionen Einwoh-
nern der Bundesrepublik
einen jährlichen Finanzbedarf
von 960 Milliarden Euro – ei-
ne auf den ersten Blick ge-
waltige Summe, vor allem

verglichen mit dem Bundes-
haushalt 2012 von ca. 306
Milliarden Euro. Das Sozial-
budget in Deutschland beträgt
dagegen ca. 750 Milliarden
Euro, wobei die Kosten zur
Verwaltung dieses Budgets
nicht darin enthalten sind.
Wenn man es also schafft,
dieses Budget gleichmäßig
auf alle Bürgerinnen und Bür-
ger zu verteilen, so kommt
man dem Ziel schon deutlich

näher.

Den Rest der Summe erreicht
man durch eine Erhöhung der
Steuern, wobei es da ver-
schiedene Ansätze gibt, die
natürlich vor allem die Bes-
serverdienenden betreffen.
Als Gegenleistung erhält man
einen hohen sozialen Frieden
und damit eine Lebensquali-
tät, die diese Mehraufwände
mehr als ausgleichen dürfte.
Natürlich wäre auch ein ge-
ringeres BGE von ca. 800 €

monatlich als Einstieg denk-
bar.

Bleibt also noch das erste Ar-
gument der fehlenden Ar-
beitskräfte. Natürlich wird
sich die Arbeitswelt drama-
tisch ändern. Unangenehme
oder anstrengende Arbeit wird
besser bezahlt werden müs-
sen, da sie sonst keiner mehr
macht. Dagegen wird attrakti-
ve Arbeit weniger kosten oder
gar ehrenamtlich erledigt.

Gerade in der Entkopplung
von Arbeit und Bezahlung be-
steht eine der größten Vorteile
des BGE: Jede/r kann im
Grund tun, was ihren oder
seinen Neigungen und Fähig-
keiten entspricht, ohne sich
um ihre oder seine finanziel-
len Grundbedürfnisse sorgen
zu müssen. Und es wird wei-
terhin genügend Personen ge-
ben, die sich nicht mit dem
Lebensstandard zufrieden ge-
ben, den das BGE ermöglicht.
Somit wird es auch zukünftig
für die Wirtschaft möglich
sein, ihren Bedarf an Arbeits-
kräften zu decken – womög-
lich mit einer neuen
Gehaltsstruktur.

Bedingungsloses Grundein-
kommen muss also keines-
wegs eine Utopie bleiben,
sondern ist vielleicht auf lan-

ge Sicht für eine Gesellschaft,
in der materielles Wachstum
an Grenzen stößt, der einzige
Weg aus einer materiell ge-
prägten Wachstumsspirale.
Die meisten maßgeblichen
politischen Parteien haben das
inzwischen erkannt und set-
zen sich mit dem BGE bereits
ernsthaft auseinander, teil-
weise in veränderter Form.

Ob und wann es zu einem
parteiübergreifenden Konsens
kommen kann, denn nur so
kann ein solch einschneiden-
des Konzept umgesetzt wer-
den, hängt nicht zuletzt von
der Haltung jeder einzelnen
Bürgerin und jedes einzelnes
Bürgers ab.

p. s.

Zu Diskussionen führt derzeit
die Frage, ob und wie die städ­
tischen Gebäude für politische
Zwecke genutzt werden dür­
fen. Nach gültiger Beschluss­
lage können öffentliche
Veranstaltungen der Parteien
nur in Gaststätten oder im Bür­
gerhaus stattfinden.
Leider entsprechen diese
Räumlichkeiten aber oft nicht
den Anforderungen, die be-
stimmte Veranstaltungsforma-
te brauchen. Besonders das
Kornbrennereimuseum bietet
einen Rahmen, der einem
Vortrag eine angenehme und
lockere Atmosphäre verleihen
kann und das VHS-Gebäude
könnte für Informationsveran-
staltungen mit Seminarcha-
rakter genutzt werden.

Hintergrund der bisherigen
Regelung ist die Befürchtung,
dass nach dem Gleichheits-
prinzip auch „unerwünschten“
Gruppierungen, etwa der
NPD, die gleichen Rechte

eingeräumt werden müssten.
Dieses Argument müsste na-
türlich konsequent auch für
das Bürgerhaus gelten und
außerdem kann man nach
dem starken Widerstand ge-
gen den Naziaufmarsch im
März durchaus davon ausge-
hen, dass Telgte andere Wege
finden würde, solche Veran-
staltungen zu verhindern.

Die Betriebskosten der
"Kornbrenne" sind immer
wieder Thema, wenn es um
die Haushaltslage der Stadt
geht. Der Verzicht auf poten-
tielle Mieteinnahmen ist über-
haupt nicht nachvollziehbar.

Ein funktionierendes Gemein-
wesen braucht Politik und Po-
litik braucht Raum. Hier muss
noch einmal gründlich disku-
tiert und nachgedacht werden.

g.k.

Wir wollen weiter dieStädte und Gemein­den stärken.
Noch nie hat eine Landesre-
gierung die Kommunen so in-
tensiv finanziell unterstützt.
Denn: Nur Reiche können
sich arme Städte und Gemein-
den leisten. Wir helfen den
besonders notleidenden Kom-
munen mit dem Stärkungs-
pakt Stadtfinanzen. Allerdings
können die Kommunen ihre
massiven Schulden nur ab-
bauen, wenn endlich auch der
Bund Verantwortung über-
nimmt.

Statt mit Steuergeschenken
die Einnahmen der Kommu-
nen zu verringern und die
Substanz der örtlichen Infra-
struktur weiter auszuhöhlen,
muss sich der Bund viel stär-
ker an den hohen kommuna-
len Sozialkosten beteiligen
und eine Gemeindefinanzre-
form einleiten.

Außerdem wollen wir den
„Solidarpakt Ost“ schrittweise
in einen „Bedarfspakt“ um-
wandeln. Fördermittel sollen
nicht mehr nach Himmels-
richtung, sondern nach Bedarf
in ganz Deutschland verteilt
werden.

Neue Zeitrechnungfür die Kommunen
Als eine der ersten Maßnah-
men nach dem Regierungsan-
tritt hat die rot-grüne
Landesregierung noch im Jahr
2010 die Gemeindefinanzie-
rung um über 350 Millionen
Euro aufgestockt. Die Unter-
stützung der Kommunen ha-
ben wir in den folgenden
Jahren fortgesetzt.

Wir haben die Grunder-
werbssteuer erhöht, den Kom-
munen den von CDU und
FDP gestrichenen Anteil an
der Grunderwerbssteuer zu-
rückgegeben und sie auch bei
der Erhöhung beteiligt. Das
sind für die Kommunen jetzt
jedes Jahr 190 Millionen Euro
zusätzlich.

Noch in 2011 wurde zudem
der Stärkungspakt Stadtfinan-
zen mit einem Volumen von
zunächst 350 Millionen Euro
jährlich aufgelegt. Mit einer
sinnvollen Gegenfinanzierung
wollen wir dieses Programm
auch nach der Wahl fortführen
und perspektivisch mit einem
Volumen von insgesamt min-
destens 660 Millionen Euro
ausstatten. Für uns ist klar,
dass der Bund sich deutlich

stärker an den Soziallasten
beteiligen und die Hälfte die-
ser Kosten übernehmen muss.

Wir haben wichtige Beiträge
zur Gesundung der Kommu-
nen – insbesondere in den
vom Strukturwandel betroffe-
nen Kommunen – geliefert:
die Aufstockung des Gemein-
definanzierungsgesetzes, die
stärkere Berücksichtigung der
Soziallasten bei der Kommu-
nalfinanzierung und der Stär-
kungspakt Stadtfinanzen. Wir
haben damit gegen den Wi-
derstand von CDU und
Linkspartei eine Trendwende
bei der Kommunalfinanzie-
rung eingeleitet. Darauf muss
jetzt aufgebaut werden.

Eine Milliarde Euro jährlich
haben CDU und FDP von
2005 bis 2010 den Städten in
NRW entzogen. Die Liquidi-
tätskredite stiegen im selben
Zeitraum von zehn auf 20
Milliarden Euro an.

Die von der CDU erhobene
Forderung nach einer Stär-
kung der kommunalen Finan-
zen ist vor dem Hintergrund
des über Jahre durchgeführten
Raubzugs zynisch und steht
im krassen Widerspruch zum
eigenen Regierungshandeln.

Solidarität ist keineFrage der Himmels­richtung
Es ist angesichts hoher finan-
zieller Belastungen durch Ar-
beitslosigkeit, Strukturwandel
und Bevölkerungsschwund
nicht zu akzeptieren, dass un-
sere Städte auf Dauer mit den
Solidarleistungen Ost zusätz-
lich belastet werden. Für die-
se Aufbauhilfen müssen sie
teure und unwirtschaftliche
Liquiditätskredite aufnehmen.

Deswegen wollen wir den
„Solidarpakt Ost“ schrittwei-
se in einen „Bedarfspakt“
umwandeln. Fördermittel sol-
len nicht mehr nach Him-
melsrichtung, sondern nach
Bedarf in ganz Deutschland
verteilt werden. Gelder für
den Hochschulausbau, den
Schienenverkehr oder die So-
ziallastenfinanzierung des
Bundes dürfen nicht nach der
Parteizugehörigkeit oder re-
gionalen Verankerung des je-
weiligen Ministers vergeben
werden.

Marian Husmann

Bedingungsloses Grundeinkommen
Alternativlos oder Utopie?

Politik braucht Raum
Erst stirbt die Biene, dann stirbt der Mensch
Wiederzulassung von Chlotianidin von März bis Mitte Mai

Foto: Tatjana Scharfe
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Chlotianidin ist ein Insektizid,
das gegen den Drahtwurm,
einen Maisschädling, einge­
setzt wurde. Es hat 2008 den
Tod von Millionen Bienen ver­
ursacht und darf deshalb nur
in Sonderfällen mit Ausnahme­
genehmigung vom (man/frau
beachte:) Bundesamt für Ver­
braucherschutz und Lebens­
mittelsicherheit auf die Felder
gebracht werden.
Starker Anstieg der Genehmi­
gungen
In den letzten vier Jahren
wuchs die Anzahl der Aus-
nahmegenehmigungen von 59
auf 310 an. „Hier wird den
ökonomischen Interessen Ein-
zelner Vorrang vor Umwelt-
und Naturschutz gewährt“,
kritisiert Carina Weber vom
Pestizid-Aktions-Netzwerk
(PAN).

Der genehmigte Einsatz des
Giftes bezogen auf die Anzahl
der betroffenen Flächen stieg
bundesweit von 2010 bis 2011
bei 160 ha von 1 .1 20 kg auf
220 ha mit 1 .540 kg an. Als
Mitursachen für den Anstieg

der Genehmigungen können
der zunehmende Maisanbau
und der langjährige Anbau in
Monokultur gesehen werden“,
so Philipp Minkes von der
Coordination gegen Bayer-
Gefahren.

Imker müssen informiert wer­
den
Wird das Insektizid auf Felder
aufgebracht, muß der zustän-
dige Imkerverband informiert
werden. Ein vorgeschriebener
Sicherheitsabstand der Bie-
nenstöcke von 60 Metern ist
einzugehalten. Bienen fliegen
jedoch bis zu 10 km weit.
Manfred Hederer vom Deut-
schen Berufs- und Erwerbs-
imkerverband dazu: “ Wo sol-

len wir denn hin?“

Auf unsere Nachfrage bei der
Landwirtschaftskammer Bonn
wurde mitgeteilt, dass im
Kreis Warendorf bisher keine
Anträge gestellt wurden. Ob
das in Zukunft auch so bleibt,
ist ungewiss.

u.m.

Es klingt fast zu schön, um
wahr zu sein: Ein auskömmli­
ches Einkommen für alle Bür­
gerinnen und Bürger, ohne
dafür irgendetwas leisten zu
müssen. Spätestens mit dem
Buch des erfolgreichen Unter­
nehmers Götz Werner kann
man die Idee eines Grundein­
kommens für jedermann, und
das ohne irgendeine Vorbedin­
gung, nicht mehr so einfach
ins Reich der Fantasie ab­
schieben.
Doch geht das überhaupt?
Wie kann unsere Wirtschaft,
ja unsere Gesellschaft funk-
tionieren, wenn alle ohne zu
arbeiten so viel Geld erhalten,
dass sie davon ihren Lebens-
unterhalt bestreiten können,
und zwar auf einem Niveau,
das deutlich über dem heuti-
gen Sozialhilfesatz liegt und
gesellschaftliche und kulturel-
le Teilhabe erlaubt? Bedin-
gungsloses Grundeinkommen
(BGE) ist per definitionem ei-
ne Geldleistung des Staates an
jede Bürgerin und jeden Bür-
ger, egal ob arm oder reich,
ob krank oder gesund, ob jung
oder alt.

Das BGE ersetzt viele der
heute existierenden Sozial-
leistungen und erfordert dabei
nur ein Minimum an Bürokra-
tie. Jede Bürgerin und jeder

Bürger kann zu diesem Ein-
kommen weitere Einkünfte
erzielen, ohne dass diese ihr
oder ihm direkt angerechnet
werden. Im Wesentlichen
werden dieser Idee zwei Ar-
gumente entgegen gehalten:
Erstens, so glauben viele,
werden die Meisten nicht
mehr arbeiten oder bestimm-
te, unangenehme Tätigkeiten
ausführen, wenn die finanzi-
elle Notwendigkeit entfällt.

Zweitens, so glauben noch
mehr, können wir uns das
überhaupt nicht leisten.

Betrachten wir zunächst den
zweiten Einwand: Ein ange-
nommenes monatliches
Grundeinkommen von
1 .000 € pro Person ergäbe bei
rund 80 Millionen Einwoh-
nern der Bundesrepublik
einen jährlichen Finanzbedarf
von 960 Milliarden Euro – ei-
ne auf den ersten Blick ge-
waltige Summe, vor allem

verglichen mit dem Bundes-
haushalt 2012 von ca. 306
Milliarden Euro. Das Sozial-
budget in Deutschland beträgt
dagegen ca. 750 Milliarden
Euro, wobei die Kosten zur
Verwaltung dieses Budgets
nicht darin enthalten sind.
Wenn man es also schafft,
dieses Budget gleichmäßig
auf alle Bürgerinnen und Bür-
ger zu verteilen, so kommt
man dem Ziel schon deutlich

näher.

Den Rest der Summe erreicht
man durch eine Erhöhung der
Steuern, wobei es da ver-
schiedene Ansätze gibt, die
natürlich vor allem die Bes-
serverdienenden betreffen.
Als Gegenleistung erhält man
einen hohen sozialen Frieden
und damit eine Lebensquali-
tät, die diese Mehraufwände
mehr als ausgleichen dürfte.
Natürlich wäre auch ein ge-
ringeres BGE von ca. 800 €

monatlich als Einstieg denk-
bar.

Bleibt also noch das erste Ar-
gument der fehlenden Ar-
beitskräfte. Natürlich wird
sich die Arbeitswelt drama-
tisch ändern. Unangenehme
oder anstrengende Arbeit wird
besser bezahlt werden müs-
sen, da sie sonst keiner mehr
macht. Dagegen wird attrakti-
ve Arbeit weniger kosten oder
gar ehrenamtlich erledigt.

Gerade in der Entkopplung
von Arbeit und Bezahlung be-
steht eine der größten Vorteile
des BGE: Jede/r kann im
Grund tun, was ihren oder
seinen Neigungen und Fähig-
keiten entspricht, ohne sich
um ihre oder seine finanziel-
len Grundbedürfnisse sorgen
zu müssen. Und es wird wei-
terhin genügend Personen ge-
ben, die sich nicht mit dem
Lebensstandard zufrieden ge-
ben, den das BGE ermöglicht.
Somit wird es auch zukünftig
für die Wirtschaft möglich
sein, ihren Bedarf an Arbeits-
kräften zu decken – womög-
lich mit einer neuen
Gehaltsstruktur.

Bedingungsloses Grundein-
kommen muss also keines-
wegs eine Utopie bleiben,
sondern ist vielleicht auf lan-

ge Sicht für eine Gesellschaft,
in der materielles Wachstum
an Grenzen stößt, der einzige
Weg aus einer materiell ge-
prägten Wachstumsspirale.
Die meisten maßgeblichen
politischen Parteien haben das
inzwischen erkannt und set-
zen sich mit dem BGE bereits
ernsthaft auseinander, teil-
weise in veränderter Form.

Ob und wann es zu einem
parteiübergreifenden Konsens
kommen kann, denn nur so
kann ein solch einschneiden-
des Konzept umgesetzt wer-
den, hängt nicht zuletzt von
der Haltung jeder einzelnen
Bürgerin und jedes einzelnes
Bürgers ab.

p. s.

Zu Diskussionen führt derzeit
die Frage, ob und wie die städ­
tischen Gebäude für politische
Zwecke genutzt werden dür­
fen. Nach gültiger Beschluss­
lage können öffentliche
Veranstaltungen der Parteien
nur in Gaststätten oder im Bür­
gerhaus stattfinden.
Leider entsprechen diese
Räumlichkeiten aber oft nicht
den Anforderungen, die be-
stimmte Veranstaltungsforma-
te brauchen. Besonders das
Kornbrennereimuseum bietet
einen Rahmen, der einem
Vortrag eine angenehme und
lockere Atmosphäre verleihen
kann und das VHS-Gebäude
könnte für Informationsveran-
staltungen mit Seminarcha-
rakter genutzt werden.

Hintergrund der bisherigen
Regelung ist die Befürchtung,
dass nach dem Gleichheits-
prinzip auch „unerwünschten“
Gruppierungen, etwa der
NPD, die gleichen Rechte

eingeräumt werden müssten.
Dieses Argument müsste na-
türlich konsequent auch für
das Bürgerhaus gelten und
außerdem kann man nach
dem starken Widerstand ge-
gen den Naziaufmarsch im
März durchaus davon ausge-
hen, dass Telgte andere Wege
finden würde, solche Veran-
staltungen zu verhindern.

Die Betriebskosten der
"Kornbrenne" sind immer
wieder Thema, wenn es um
die Haushaltslage der Stadt
geht. Der Verzicht auf poten-
tielle Mieteinnahmen ist über-
haupt nicht nachvollziehbar.

Ein funktionierendes Gemein-
wesen braucht Politik und Po-
litik braucht Raum. Hier muss
noch einmal gründlich disku-
tiert und nachgedacht werden.

g.k.

Wir wollen weiter dieStädte und Gemein­den stärken.
Noch nie hat eine Landesre-
gierung die Kommunen so in-
tensiv finanziell unterstützt.
Denn: Nur Reiche können
sich arme Städte und Gemein-
den leisten. Wir helfen den
besonders notleidenden Kom-
munen mit dem Stärkungs-
pakt Stadtfinanzen. Allerdings
können die Kommunen ihre
massiven Schulden nur ab-
bauen, wenn endlich auch der
Bund Verantwortung über-
nimmt.

Statt mit Steuergeschenken
die Einnahmen der Kommu-
nen zu verringern und die
Substanz der örtlichen Infra-
struktur weiter auszuhöhlen,
muss sich der Bund viel stär-
ker an den hohen kommuna-
len Sozialkosten beteiligen
und eine Gemeindefinanzre-
form einleiten.

Außerdem wollen wir den
„Solidarpakt Ost“ schrittweise
in einen „Bedarfspakt“ um-
wandeln. Fördermittel sollen
nicht mehr nach Himmels-
richtung, sondern nach Bedarf
in ganz Deutschland verteilt
werden.

Neue Zeitrechnungfür die Kommunen
Als eine der ersten Maßnah-
men nach dem Regierungsan-
tritt hat die rot-grüne
Landesregierung noch im Jahr
2010 die Gemeindefinanzie-
rung um über 350 Millionen
Euro aufgestockt. Die Unter-
stützung der Kommunen ha-
ben wir in den folgenden
Jahren fortgesetzt.

Wir haben die Grunder-
werbssteuer erhöht, den Kom-
munen den von CDU und
FDP gestrichenen Anteil an
der Grunderwerbssteuer zu-
rückgegeben und sie auch bei
der Erhöhung beteiligt. Das
sind für die Kommunen jetzt
jedes Jahr 190 Millionen Euro
zusätzlich.

Noch in 2011 wurde zudem
der Stärkungspakt Stadtfinan-
zen mit einem Volumen von
zunächst 350 Millionen Euro
jährlich aufgelegt. Mit einer
sinnvollen Gegenfinanzierung
wollen wir dieses Programm
auch nach der Wahl fortführen
und perspektivisch mit einem
Volumen von insgesamt min-
destens 660 Millionen Euro
ausstatten. Für uns ist klar,
dass der Bund sich deutlich

stärker an den Soziallasten
beteiligen und die Hälfte die-
ser Kosten übernehmen muss.

Wir haben wichtige Beiträge
zur Gesundung der Kommu-
nen – insbesondere in den
vom Strukturwandel betroffe-
nen Kommunen – geliefert:
die Aufstockung des Gemein-
definanzierungsgesetzes, die
stärkere Berücksichtigung der
Soziallasten bei der Kommu-
nalfinanzierung und der Stär-
kungspakt Stadtfinanzen. Wir
haben damit gegen den Wi-
derstand von CDU und
Linkspartei eine Trendwende
bei der Kommunalfinanzie-
rung eingeleitet. Darauf muss
jetzt aufgebaut werden.

Eine Milliarde Euro jährlich
haben CDU und FDP von
2005 bis 2010 den Städten in
NRW entzogen. Die Liquidi-
tätskredite stiegen im selben
Zeitraum von zehn auf 20
Milliarden Euro an.

Die von der CDU erhobene
Forderung nach einer Stär-
kung der kommunalen Finan-
zen ist vor dem Hintergrund
des über Jahre durchgeführten
Raubzugs zynisch und steht
im krassen Widerspruch zum
eigenen Regierungshandeln.

Solidarität ist keineFrage der Himmels­richtung
Es ist angesichts hoher finan-
zieller Belastungen durch Ar-
beitslosigkeit, Strukturwandel
und Bevölkerungsschwund
nicht zu akzeptieren, dass un-
sere Städte auf Dauer mit den
Solidarleistungen Ost zusätz-
lich belastet werden. Für die-
se Aufbauhilfen müssen sie
teure und unwirtschaftliche
Liquiditätskredite aufnehmen.

Deswegen wollen wir den
„Solidarpakt Ost“ schrittwei-
se in einen „Bedarfspakt“
umwandeln. Fördermittel sol-
len nicht mehr nach Him-
melsrichtung, sondern nach
Bedarf in ganz Deutschland
verteilt werden. Gelder für
den Hochschulausbau, den
Schienenverkehr oder die So-
ziallastenfinanzierung des
Bundes dürfen nicht nach der
Parteizugehörigkeit oder re-
gionalen Verankerung des je-
weiligen Ministers vergeben
werden.

Marian Husmann

Bedingungsloses Grundeinkommen
Alternativlos oder Utopie?

Politik braucht Raum

Foto: Maja Dumat / pixelio.de

Erst stirbt die Biene, dann stirbt der Mensch
Wiederzulassung von Chlotianidin von März bis Mitte Mai

Klaus­Uwe Gerhardt / pixelio.de
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Die forschende Bildungswis­
senschaft weiß es schon lange
und andere Länder haben es
schon immer praktiziert: Län­
geres gemeinsames Lernen.
anstelle der Selektion nach der
vierten Grundschulklasse führt
prozentual zu höherwertigen
Bildungsabschlüssen. Weiter­
hin hängt in Deutschland der
Schulabschluss immer noch
zu stark von der sozialen Her­
kunft ab.
Mit formeller Durchlässigkeit
innerhalb eines dreigliedrigen
Schulsystems ist es eben nicht
getan. Endlich hat die Initiati-
ve der Grünen im Landtag
unter Schulministerin Sylvia
Löhrmann mit der Schulge-
setzesnovelle für mehr Ge-
rechtigkeit im Bildungs-
system gesorgt. Die neue
Schulform „Sekundarschule“
unterscheidet sich von der
bisherigen Gemeinschafts-
schule durch die konzeptio-
nelle Zusammenarbeit mit
einem Gymnasium bzw. ei-
nem zur Hochschulreife füh-
renden Berufskolleg. Die Zahl
bereits 60 genehmigter Se-

kundarschulen in NRW
spricht für sich! Kommunen
haben das Angebot gut ange-
nommen, ihre Schulland-
schaft nach regionalen
Verhältnissen und dem vor-
herrschenden Elternwillen
selbstständig zu gestalten. Der
Schulkonsens steht für die
Überwindung ideologischer
Barrieren zugunsten eines zu-
kunftsweisenden nur noch
zwei- statt dreigliedrigen
Schulsystems. Ein weiteres
Qualitätskriterium ist die
Neuorganisation der Lehrer-
fortbildung.

Grüne sind von der Ganztags-
schule überzeugt und das
nicht vorrangig aus Betreu-
ungsgründen. Wirkliche Bil-
dung braucht mehr Zeit als
sechs Unterrichtsstunden am
Vormittag. Chancengleichheit
gibt es nur, wenn die Schulen
selbst und nicht kostspielige
Nachhilfeinstitute für alle
gleich zugängliche individu-
elle Fördermöglichkeiten an-
bieten.

Hochwertige Bildungsab-
schlüsse müssen unabhängig

vom Portemonnaie der Eltern
erreichbar sein, wenn wir im
internationalen Vergleich mit-
halten wollen! Außerdem sind
nicht nur Deutsch und Mathe
für die Persönlichkeitsent-
wicklung junger Menschen
wichtig, sondern ebenso
Kreativität und soziales Mit-
einander im Lebensraum
Schule.

Ein Meilenschritt in Richtung
gesellschaftliche Teilhabe ist
die jahrgangsweise Abschaf-
fung der Förderschulen mit
den Förderschwerpunkten
Lernen, emotionale Entwick-
lung und Sprachentwicklung.
Eltern schwer geistig und kör-
perlich behinderter Kinder
können nach sorgfältiger Ein-
zelfallabwägung ab 2013/14
zwischen Förderschule und

Inklusion in das Regelschul-
system wählen.

Besonders Studierende und
deren Eltern dürfte die Ab-
schaffung der Studiengebüh-
ren gefreut haben. Es war
ungerecht, dass ausgerechnet
die durch zeitintensive Ba-
chelor- und Masterstudien-
gänge beanspruchten Student-
Innen neben Lebenshaltungs-
kosten auch noch die Studien-
gebühren aufbringen mussten.
Gute Forschung und Lehre
müssen durch Landesmittel

finanziert werden. Damit dies
auch in Zukunft möglich sein
wird, fordern wir Grüne eine
gerechtere Steuerpolitik zu
Gunsten der Länder, um die-
sen die Erfüllung ihrer Auf-
gaben im Bezug auf Bildung
auch in Zukunft auf hohem
Niveau ermöglichen zu kön-
nen.

Damit gute Schule weitergeht:
Am 13. Mai mit beiden Stim­
men grün wählen!

g.b.

Die Entwicklung der Betreu­
ungsplätze für Kinder unter 3
Jahren (U3­Ausbau) hat sich
unter der rot­grünen Landesre­
gierung erheblich beschleu­
nigt. Im kommenden Kinder­
gartenjahr entstehen 9.100
neue Plätze in Kitas und 7.000
neue Plätze in der Kinderta­
gespflege.

Dies ist der stärkste Anstieg
der vergangenen Jahre. Damit
sind 26% der Kinder unter
drei Jahren mit einem Platz
versorgt. Die Zahl der Erzie-
her/innen und Tagespflege-
personen im U3-Bereich ist
um 3.000 erhöht worden.

Darauf wird sich die zukünfti-
ge Landesregierung aber nicht

ausruhen können: Mit Blick
auf den Rechtsanspruch auf
einen Betreuungsplatz für alle
Einjährigen ab 2013 fehlen
für das Ausbauziel von 32%
noch 27.000 Plätze zum
1 . August 2013. Auch darauf
wird sich die grüne Landes-
politik konzentrieren.

Trotz des gescheiterten Lan-
deshaushaltes hat es Rot-Grün
aktuell ermöglicht, dass die
geplanten Fördermittel für
den U3-Ausbau fließen kön-

nen. Nicht nur für die Verein-
barkeit von Familie und Beruf
– nach wie vor insbesondere
für Frauen – ist das eine sinn-
volle Investition: Die Kinder
selbst profitieren vor allem: Je
länger sie eine Kita besuchen,
desto besser sind später ihre
Bildungschancen und Ab-
schlüsse.

Bei den anderen Parteien
muss man mit Versprechun-
gen skeptischer sein: Die
CDU moniert zwar jetzt, der

U3-Ausbau gehe zu langsam.
Sie hatte jedoch zum Haus-
halt 2011 die Streichung des
U3-Zuschlags, des beitrags-
freien Kindergartenjahres und
von 160 Millionen Euro In-
vestitionsmittel für den U3-
Ausbau beantragt.

Aktuelle Informationen zur
grünen Kinder- und Famili-
enpolitik im Internet unter
www.andrea.asch.de

k.m.

Während auf Bundesebene
die Einführung einer Frauen-
quote umstritten ist, hat die
rot/grüne Landesregierung
von Nordrhein-Westfalen
einen Gesetzentwurf in den
Bundesrat eingebracht, der
den Anteil der Frauen in Auf-
sichtsräten bis 2022 auf min-
destens 40 % festlegt.

Blick über den Tellerrand zeigt
Handlungsbedarf
Selbst wenn über Sinn und
Unsinn einer solchen Quote in
Deutschland noch gestritten
wird, werden durch Vergabe-
richtlinien anderer europäi-
scher Länder deutsche
Unternehmen mit Handelsbe-
schränkungen zu rechnen ha-
ben. Länder wie Spanien,

Frankreich, Belgien, Nieder-
lande und Italien schreiben in
ihren Vergaberichtlinien bei
öffentlichen Aufträgen einen
Mindestanteil von weiblichen
Führungskräften vor. „Wenn
sich ein deutsches Unterneh-
men für eine öffentliche Aus-
schreibung in Spanien
bewerben will, hat das nur
Erfolg, wenn es die spanische
Frauenquote erfüllt.“, so die
EU-Justizsenatorin Vivian
Reding. Die spanische Frau-
enquote liegt übrigens bei
40% bis 2015.

Absichtserklärungen reichen
nicht
Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
fordert die rasche Einführung
einer Frauenquote, eine

Selbstverpflichtung der Un-
ternehmen reicht nicht.

Hierzu betont Verena Schäf-
fer, MdL und frauenpolitische
Sprecherin der grünen Land-
tagsfraktion: “Während die
Bundesregierung sich in va-
gen Absichtserklärungen zur
Frauenquote in der Wirtschaft
ergeht, die sie im gleichen
Moment wieder einstampft,
machen wir in NRW Nägel
mit Köpfen.“

Übrigens wird die Quote bei
Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
seit Jahren konsequent umge-
setzt. Mindestens die Hälfte
aller Listenplätze bei Wahlen
wird von Frauen besetzt.

u.m.

Liebe Bürgerinnen und Bürger,
am 13. Mai wird der Landtag
von NRW gewählt. Bei dieser
Neu-Wahl haben Sie zwei
Stimmen. Eine für die Partei
Ihres Vertrauens und eine für
Ihre Direktkandidatin oder Ih-
ren Direktkandidaten.

Für den Nordkreis Warendorf,
also Sassenberg, Beelen, Oel-
de, Warendorf, Ennigerloh,
Everswinkel, Ostbevern und
Telgte trete ich für die Grünen
als Direktkandidat an. Aus
diesem Grund möchte ich
mich kurz bei Ihnen vorstel-
len.

Mein Name ist Marian Hus-
mann. Ich bin 22 Jahre alt und
studiere in Münster Rechts-
wissenschaften. Politisch bin
ich seit 2009 im Telgter Rat

für Sie aktiv. Zu meinen per-
sönlichen Schwerpunkten
zählen der Öffentliche Perso-
nennahverkehr, die Bildungs-
politik, BürgerInnenbetei-
ligung und Transparenz.

Mir als Kommunalpolitiker
liegt die solide finanzielle
Ausstattung der Städte und
Gemeinden zusätzlich beson-
ders am Herzen. Hier hat die
Rot-Grüne Regierung die
schwierige Situation der
Kommunen unter anderem
durch die Erhöhung des An-
teils an der Grunderwerbs-
steuer und das Stärkungspaket
Stadtfinanzen verbessert.

Ich möchte weiterhin dafür
kämpfen, dass die Schulden
der Kommunen nachhaltig
abgebaut werden und die Ein-

nahmesituation der Kommu-
nen geordnet wird. Hier muss
auch der Bund seine Verant-
wortung übernehmen und
aufhören durch unsinnige
Steuersenkungen die Einnah-
men der Kommunen zu min-
dern.

Nur so stehen genügend fi-
nanzielle Mittel zur Verfü-
gung, um auch den Kreis
Warendorf zukunftsfähig auf-
zustellen.

Dafür bitte ich Sie am 13. Mai
um Ihre Stimme. Bitte schen­
ken Sie mir ihr Vertrauen.

Marian Husmann
Ihr Kandidat für den Nordkreis

U3­Plätze: Ausbau mit Nachdruck
Für gleiche Chancen von Anfang an

Frauenquote ­ Quotenfrauen

Ministerin Sylvia Löhrmann bei ihrem Besuch in Schüren. (Foto: Mader)
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Die forschende Bildungswis­
senschaft weiß es schon lange
und andere Länder haben es
schon immer praktiziert: Län­
geres gemeinsames Lernen.
anstelle der Selektion nach der
vierten Grundschulklasse führt
prozentual zu höherwertigen
Bildungsabschlüssen. Weiter­
hin hängt in Deutschland der
Schulabschluss immer noch
zu stark von der sozialen Her­
kunft ab.
Mit formeller Durchlässigkeit
innerhalb eines dreigliedrigen
Schulsystems ist es eben nicht
getan. Endlich hat die Initiati-
ve der Grünen im Landtag
unter Schulministerin Sylvia
Löhrmann mit der Schulge-
setzesnovelle für mehr Ge-
rechtigkeit im Bildungs-
system gesorgt. Die neue
Schulform „Sekundarschule“
unterscheidet sich von der
bisherigen Gemeinschafts-
schule durch die konzeptio-
nelle Zusammenarbeit mit
einem Gymnasium bzw. ei-
nem zur Hochschulreife füh-
renden Berufskolleg. Die Zahl
bereits 60 genehmigter Se-

kundarschulen in NRW
spricht für sich! Kommunen
haben das Angebot gut ange-
nommen, ihre Schulland-
schaft nach regionalen
Verhältnissen und dem vor-
herrschenden Elternwillen
selbstständig zu gestalten. Der
Schulkonsens steht für die
Überwindung ideologischer
Barrieren zugunsten eines zu-
kunftsweisenden nur noch
zwei- statt dreigliedrigen
Schulsystems. Ein weiteres
Qualitätskriterium ist die
Neuorganisation der Lehrer-
fortbildung.

Grüne sind von der Ganztags-
schule überzeugt und das
nicht vorrangig aus Betreu-
ungsgründen. Wirkliche Bil-
dung braucht mehr Zeit als
sechs Unterrichtsstunden am
Vormittag. Chancengleichheit
gibt es nur, wenn die Schulen
selbst und nicht kostspielige
Nachhilfeinstitute für alle
gleich zugängliche individu-
elle Fördermöglichkeiten an-
bieten.

Hochwertige Bildungsab-
schlüsse müssen unabhängig

vom Portemonnaie der Eltern
erreichbar sein, wenn wir im
internationalen Vergleich mit-
halten wollen! Außerdem sind
nicht nur Deutsch und Mathe
für die Persönlichkeitsent-
wicklung junger Menschen
wichtig, sondern ebenso
Kreativität und soziales Mit-
einander im Lebensraum
Schule.

Ein Meilenschritt in Richtung
gesellschaftliche Teilhabe ist
die jahrgangsweise Abschaf-
fung der Förderschulen mit
den Förderschwerpunkten
Lernen, emotionale Entwick-
lung und Sprachentwicklung.
Eltern schwer geistig und kör-
perlich behinderter Kinder
können nach sorgfältiger Ein-
zelfallabwägung ab 2013/14
zwischen Förderschule und

Inklusion in das Regelschul-
system wählen.

Besonders Studierende und
deren Eltern dürfte die Ab-
schaffung der Studiengebüh-
ren gefreut haben. Es war
ungerecht, dass ausgerechnet
die durch zeitintensive Ba-
chelor- und Masterstudien-
gänge beanspruchten Student-
Innen neben Lebenshaltungs-
kosten auch noch die Studien-
gebühren aufbringen mussten.
Gute Forschung und Lehre
müssen durch Landesmittel

finanziert werden. Damit dies
auch in Zukunft möglich sein
wird, fordern wir Grüne eine
gerechtere Steuerpolitik zu
Gunsten der Länder, um die-
sen die Erfüllung ihrer Auf-
gaben im Bezug auf Bildung
auch in Zukunft auf hohem
Niveau ermöglichen zu kön-
nen.

Damit gute Schule weitergeht:
Am 13. Mai mit beiden Stim­
men grün wählen!

g.b.

Grüner EmpfangmitReiner Priggen (MdL)
am 11. Mai 2012, 19.00 Uhrim MittelmeerraumBahnhofsstraße 1
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Die Entwicklung der Betreu­
ungsplätze für Kinder unter 3
Jahren (U3­Ausbau) hat sich
unter der rot­grünen Landesre­
gierung erheblich beschleu­
nigt. Im kommenden Kinder­
gartenjahr entstehen 9.100
neue Plätze in Kitas und 7.000
neue Plätze in der Kinderta­
gespflege.

Dies ist der stärkste Anstieg
der vergangenen Jahre. Damit
sind 26% der Kinder unter
drei Jahren mit einem Platz
versorgt. Die Zahl der Erzie-
her/innen und Tagespflege-
personen im U3-Bereich ist
um 3.000 erhöht worden.

Darauf wird sich die zukünfti-
ge Landesregierung aber nicht

ausruhen können: Mit Blick
auf den Rechtsanspruch auf
einen Betreuungsplatz für alle
Einjährigen ab 2013 fehlen
für das Ausbauziel von 32%
noch 27.000 Plätze zum
1 . August 2013. Auch darauf
wird sich die grüne Landes-
politik konzentrieren.

Trotz des gescheiterten Lan-
deshaushaltes hat es Rot-Grün
aktuell ermöglicht, dass die
geplanten Fördermittel für
den U3-Ausbau fließen kön-

nen. Nicht nur für die Verein-
barkeit von Familie und Beruf
– nach wie vor insbesondere
für Frauen – ist das eine sinn-
volle Investition: Die Kinder
selbst profitieren vor allem: Je
länger sie eine Kita besuchen,
desto besser sind später ihre
Bildungschancen und Ab-
schlüsse.

Bei den anderen Parteien
muss man mit Versprechun-
gen skeptischer sein: Die
CDU moniert zwar jetzt, der

U3-Ausbau gehe zu langsam.
Sie hatte jedoch zum Haus-
halt 2011 die Streichung des
U3-Zuschlags, des beitrags-
freien Kindergartenjahres und
von 160 Millionen Euro In-
vestitionsmittel für den U3-
Ausbau beantragt.

Aktuelle Informationen zur
grünen Kinder- und Famili-
enpolitik im Internet unter
www.andrea.asch.de

k.m.

Während auf Bundesebene
die Einführung einer Frauen-
quote umstritten ist, hat die
rot/grüne Landesregierung
von Nordrhein-Westfalen
einen Gesetzentwurf in den
Bundesrat eingebracht, der
den Anteil der Frauen in Auf-
sichtsräten bis 2022 auf min-
destens 40 % festlegt.

Blick über den Tellerrand zeigt
Handlungsbedarf
Selbst wenn über Sinn und
Unsinn einer solchen Quote in
Deutschland noch gestritten
wird, werden durch Vergabe-
richtlinien anderer europäi-
scher Länder deutsche
Unternehmen mit Handelsbe-
schränkungen zu rechnen ha-
ben. Länder wie Spanien,

Frankreich, Belgien, Nieder-
lande und Italien schreiben in
ihren Vergaberichtlinien bei
öffentlichen Aufträgen einen
Mindestanteil von weiblichen
Führungskräften vor. „Wenn
sich ein deutsches Unterneh-
men für eine öffentliche Aus-
schreibung in Spanien
bewerben will, hat das nur
Erfolg, wenn es die spanische
Frauenquote erfüllt.“, so die
EU-Justizsenatorin Vivian
Reding. Die spanische Frau-
enquote liegt übrigens bei
40% bis 2015.

Absichtserklärungen reichen
nicht
Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
fordert die rasche Einführung
einer Frauenquote, eine

Selbstverpflichtung der Un-
ternehmen reicht nicht.

Hierzu betont Verena Schäf-
fer, MdL und frauenpolitische
Sprecherin der grünen Land-
tagsfraktion: “Während die
Bundesregierung sich in va-
gen Absichtserklärungen zur
Frauenquote in der Wirtschaft
ergeht, die sie im gleichen
Moment wieder einstampft,
machen wir in NRW Nägel
mit Köpfen.“

Übrigens wird die Quote bei
Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
seit Jahren konsequent umge-
setzt. Mindestens die Hälfte
aller Listenplätze bei Wahlen
wird von Frauen besetzt.

u.m.

Liebe Bürgerinnen und Bürger,
am 13. Mai wird der Landtag
von NRW gewählt. Bei dieser
Neu-Wahl haben Sie zwei
Stimmen. Eine für die Partei
Ihres Vertrauens und eine für
Ihre Direktkandidatin oder Ih-
ren Direktkandidaten.

Für den Nordkreis Warendorf,
also Sassenberg, Beelen, Oel-
de, Warendorf, Ennigerloh,
Everswinkel, Ostbevern und
Telgte trete ich für die Grünen
als Direktkandidat an. Aus
diesem Grund möchte ich
mich kurz bei Ihnen vorstel-
len.

Mein Name ist Marian Hus-
mann. Ich bin 22 Jahre alt und
studiere in Münster Rechts-
wissenschaften. Politisch bin
ich seit 2009 im Telgter Rat

für Sie aktiv. Zu meinen per-
sönlichen Schwerpunkten
zählen der Öffentliche Perso-
nennahverkehr, die Bildungs-
politik, BürgerInnenbetei-
ligung und Transparenz.

Mir als Kommunalpolitiker
liegt die solide finanzielle
Ausstattung der Städte und
Gemeinden zusätzlich beson-
ders am Herzen. Hier hat die
Rot-Grüne Regierung die
schwierige Situation der
Kommunen unter anderem
durch die Erhöhung des An-
teils an der Grunderwerbs-
steuer und das Stärkungspaket
Stadtfinanzen verbessert.

Ich möchte weiterhin dafür
kämpfen, dass die Schulden
der Kommunen nachhaltig
abgebaut werden und die Ein-

nahmesituation der Kommu-
nen geordnet wird. Hier muss
auch der Bund seine Verant-
wortung übernehmen und
aufhören durch unsinnige
Steuersenkungen die Einnah-
men der Kommunen zu min-
dern.

Nur so stehen genügend fi-
nanzielle Mittel zur Verfü-
gung, um auch den Kreis
Warendorf zukunftsfähig auf-
zustellen.

Dafür bitte ich Sie am 13. Mai
um Ihre Stimme. Bitte schen­
ken Sie mir ihr Vertrauen.

Marian Husmann
Ihr Kandidat für den Nordkreis

U3­Plätze: Ausbau mit Nachdruck
Für gleiche Chancen von Anfang an

Frauenquote ­ Quotenfrauen

Ministerin Sylvia Löhrmann bei ihrem Besuch in Schüren. (Foto: Mader)

Schulentwicklung in NRW
Kurz regiert – viel passiert Wahlkampfabschluss

in Telgte
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Die Gleichstellung von Frauen
und Männern in der Arbeits­
markt­ und Lohnpolitik ist ei­
ner der Grundpfeiler im grünen
Zukunftsplan. Genderstudien
weisen einen hohen biogra­
phisch bedingten Benachteili­
gungsgrad bei Frauen nach.
Außerdem sagen wir Grünen
prekären Beschäftigungsver-
hältnissen und entwürdigen-
dem Lohndumping den
Kampf an. Es gibt Vorschläge
für ein Tariftreuegesetz sowie
die Begrenzung der Arbeits-
zeit in Minijobs. Der Zustand,
dass 900.000 Menschen nicht
einmal grundlegende Lebens-
haltungskosten vom Lohn ih-

rer Arbeit finanzieren können
und in die (Alters-)Verarmung
getrieben werden, muss ein
Ende haben. Dieser fort-
schreitende Negativtrend ge-
fährdet langfristig die
Binnenkonjunktur aufgrund
einer allgemeinen Schwä-
chung der Kaufkraft.

Eine Humanisierung der Ar-
beitswelt hinsichtlich der Re-
duzierung psychischer Belas-
tungen durch Ausbeutung der
Arbeitskräfte besonders in
Dienstleistungsbereichen so-
wie eine höhere soziale wie
auch monetäre Wertschätzung
der Arbeit nichtakademischer
Berufsgruppen sind mehr als

überfällig.

Grüne Politik setzt sich im
Einklang mit ökologischen
Aspekten für nachhaltige In-
frastrukturen ein, welche so-
ziale Teilhabe nicht von
Armut, Alter, Behinderung
und Nationalität abhängig
macht. Zum einen müssen die
sozialen Versorgungssysteme
sich an der individuellen Ver-
antwortung für die Daseins-
vorsorge orientieren.
Zweitens gilt das Recht auf
Selbstbestimmung als grund-
legendes Bürgerrecht auch in
Situationen der Abhängigkeit
von staatlichen Leistungen.
Auch die wohnortnahe Ge-

sundheitsversorgung muss für
Menschen in unterschied-
lichsten Bedürfnislagen von
gleich hoher Qualität sein.

Besonders im ländlichen
Raum sind soziale und kultu-
relle Teilhabe eng mit Mobili-
tät verknüpft. Menschen ohne
die Möglichkeit einer PKW-
Nutzung haben Wettbewerbs-
nachteile, wenn sie zu einer
weiter entfernten Arbeitsstelle
gelangen müssen. Von daher
und natürlich aus Klima-
schutzgründen setzt grüne Po-
litik sich für ÖPNV - und
fahrradgestützte Mobilitäts-
konzepte ein.

Es wird entgegen der Vorstel-

lungen von einem patriarcha-
lischen Versorgerstaat ein
ausgewogenes Verhältnis
zwischen freiheitlicher
Selbstbestimmung und einer
sozialstaatlich gerechten Ge-
sellschaft angestrebt.

Nicht zuletzt ist eine in der
KITA beginnende Bildungs-
biographie Grundlage gesell-
schaftlicher Chancen-
gerechtigkeit. Alle Schulab-
gänger erhalten konzeptionel-
le Begleitung beim Übergang
ins Berufsleben. Das Betreu-
ungsgeld wirkt kontraproduk-
tiv auf den Ausbau der Ü3-
Betreuung und wird dem mo-
dernen Leitbild der Familie
aus zwei gleichgestellten
Partnern nicht gerecht.

Die Umsetzung der Inklusion
behinderter Menschen be-
schränkt sich nicht nur auf
den Bereich Schule, sondern
auch auf andere wie Gesund-
heitswesen, Arbeitswelt und
Zusammenleben in Wohn-
vierteln.

g.b.

Das „Una voce poco fa“ aus
Rossinis „Barbier von Sevil­
la“, auf der Klarinette von Lul­
zim Bucaliu , am Flügel von
Risa Adachi intoniert, klingt
heiter, beschwingt, leicht ver­
spielt: Ein gutes Omen für die
Wiedereröffnung des Westfäli­
schen Heimatmuseums unter
neuem Namen: „Religio“.
„Hält der Estrich? Kommen
die Handwerker zur verein-
barten Zeit?“ Solche Fragen,
so Landrat Dr. Olaf Gericke
in seiner Begrüßungsanspra-
che, waren für die Museums-
leiter Dr. Thomas Ostendorf
und Dr. Anja Schöne - „Das
Museum Religio ist Ihr Baby;
fast zehn Jahre gingen sie mit
ihm schwanger.“ - in den letz-
ten Monaten elementar. Bis
um 4 Uhr in der Frühe des 28.
April arbeiteten sie, damit die
geladenen Gäste auch das
Werk gleich in Augenschein
nehmen konnten.

Das Motto der diesjährigen
Wallfahrt:„Sagt den Verzag-
ten: habt Mut! “ schien die
Verantwortlichen beflügelt zu
haben. „Blaudruck; Uhrma-
cherei, reines Krippenmuse-
um“: Das war einmal.
„Westfälisches Museum für
religiöse Kultur“ ist nicht nur
ein neuer Name, sondern Pro-
gramm. Das merkt man be-
reits an der Vielfalt der Gäste.
Neben mir sitzt ein Gesandter
der Münsterschen Synago-
gengemeinde nebst seiner
Gattin – aus Kolumbien.

Vor dem gemeinsamen Um-
trunk spreche ich mit Wat
Dhammabharami von der
buddhistischen Gemeinde
Dortmund. Im Museum sind
Symbole des muslimischen
Glaubens zu sehen sowie die
von Paul Böhm (dem Enkel
des Architekten des Telgter
Heimatmuseumsanbaus aus

dem Jahre 1936) neu errichte-
te Moschee in Köln-Ehren-
feld…als Modell.

Auch Bekenntnisse von Fuß-
ballfans können als religiöse

Aussagen gedeutet werden:
Religio präsentiert sie. Das
Hungertuch von 1623 hat mit
dem Anbau (Architekt Dieter
Baumewerd) einen gebühren-
den Platz gefunden. Es wird
zusätzlich in einem Video den
Besucher/innen durch Erklä-
rungen der Symbole nahege-
bracht.

Markus Schabel, Vorstands-
vorsitzender der Sparkasse
Münsterland - Ost, spricht
vom ökonomischen Hinter-
grund, den die Errichtung/
Ausstattung einer Kulturstätte
benötigt: Mit den 750.000€
der Sparkasse waren mehr als

die Planungskosten finanziert.
„Wir geben das Geld an die
Menschen, wo wir es verdie-
nen.“ sagt er in einer Talkrun-
de mit Frank Haberstroh, dem

leitenden Redakteur von Ra-
dio WAF. „Wo die innere Mo-
tivation von Menschen durch
einen „Leuchtturm“ wie das
Museum eine äußere Entspre-
chung findet, fühlen sie sich

wohl. Unser Unternehmen ist
zukunftsfähig. Für die Gestal-
tung der Zukunft steht auch
ein Museum.“

Die NRW-Stiftung für Natur
und Kultur steuerte 280.000 €
bei. Prof. Stichmann, seit 20
Jahren im Vorstand der Stif-
tung, betonte, dass sie Mitte
der neunziger Jahre bereits
2,7 Mill. für den Bau des
Krippenmuseums bereitge-
stellt habe. Dass das Thema
Glaubenslandschaft im Vor-
dergrund und viel ehrenamtli-
che Arbeit hinter dem Umbau
stehe, sei ein wichtiger Maß-
stab für die Mittelgewährung

gewesen.

Der Direktor des Land-
schaftsverbandes Westfalen -
Lippe ist stolz, ca. 1 00 Mit-
glieder der Landschaftsver-

bandsversammlung überzeugt
zu haben, dass sie 700.000 €
an Zuschuss bewilligten. Das
Land Nordrhein Westfalen,
der Landschaftsverband –
„Herr über 100 Museen“ in

Westfalen - sowie private
Spender haben 120.000 € zu
Restaurierungsarbeiten beige-
steuert.

Der Bürgermeister hebt die
Bedeutung des Eröffnungsta-
ges für das Museum mit Fra-
gen nach der Sinnhaftigkeit
von Geldausgaben in Millio-
nenhöhe für Kulturprojekte
hervor: „Passt das in einen
globalen Kontext, der uns
konfrontiert mit mehr als fünf
Millionen Kindern, die jähr-
lich an Hunger sterben; mit
täglich Hunderten von Opfern
religiös oder pseudoreligiös
motivierter Kriege; mit der
Klimakatastrophe, die sich
kontinuierlich verschärft? –
Mit dem Museum“, so seine
Aussage, „besinnen und kon-
zentrieren wir uns darauf, wie
die Fragen der Menschen
nach dem Sinn ihrer Existenz
hier beantwortet, in ihren All-
tag getragen werden, sich in
ihren Riten äußern.

Ca. 1 00.000 Menschen kom-
men pro Jahr nach Telgte, um
die Nähe zu Gott wahrzuneh-
men. Dieses Kompetenzzen-
trum für religiöse Fragen
kommt zur rechten Zeit - an
die richtige Stelle“, betont
Wolfgang Pieper und ergänzt:
“Es möge ein offenes Haus
ein - was die Öffnungszeiten
und die inhaltliche Gestaltung
betrifft; ein nachgefragtes
Haus, ein Haus mit Bindungs-
wirkung für die, die einkeh-
ren, ein Haus der Toleranz
und gegenseitigen Wert-
schätzung für das, was uns
wichtig ist.“

Weihbischof Dr. Stefan Ze-
korn: „Religion ist kein Fall
für’s Museum. Der Glaube ist
ein Fall für’s Leben. ‚Religio‘
heißt Rückbindung des Men-
schen im Glauben an Gott als
Wurzel des Daseins und Ziel
für die Welt. Das Museum
trägt dazu bei, Ausdruckswei-
sen des Glaubens kennen zu
lernen. Zum Erleben des
Glaubens kann man in die
Gnadenkapelle gehen.“

„Was musste Herr Dr. Osten-
dorf heute Nacht noch tun, als
Sie um halb zwei gingen?“
fragt Frank Haberstroh Dr.
Anja Schöne. Ein letztes Ex-
ponat platzieren: ein Postkar-
tenbuch. Gefragt, wie sie sich
fühle nach „zehn Jahren

Schwangerschaft mit dem
Museum Religio“, antwortet
sie: „Ambivalent. Die Tatsa-
che ‚Jetzt ist alles fertig‘
macht mich stolz und zufrie-
den. Die Frage ‚Was kommt
jetzt?‘ beunruhigt.“ Der Mu-
seumsleiter musste die Ein-
satzbereitschaft der 150 – 200
Menschen, die als Handwer-
ker, Berater, Medienvertre-
ter…. am Gelingen des
Gesamtwerkes beteiligt wa-
ren, gelegentlich bremsen:
„Am Karfreitag bitte nicht ar-
beiten. Das ist ein christliches
Museum.“

b.d.

Sonne, Wind und Wasser
avancieren zu wichtigen
Stromerzeugern und könnten
bald klimaschädliche Energie­
quellen ablösen.
Laut Angaben des Bundesver-
band der Energie- und Was-
serwirtschaft lag im letzten
Jahr der Anteil der Erneuerba-
ren Energien beim Stromver-

brauch bei rund 20 Prozent.
Damit haben die Erneuerba-
ren die Atomenergie (17,7
Prozent) überrundet und neh-
men jetzt hinter der Braun-
kohle (24,6 Prozent) den
zweiten Platz im Energiemix
ein. Die wichtigste Energie-
quelle für den Ökostrom
bleibt die Windkraft mit 7,6

Prozent, gefolgt von Biomas-
se und Sonnenenergie mit je-
weils 5,2 und 3,2 Prozent.
Zum Vergleich: Im Vorjahr
lag der Ökostrom-Anteil im
Energiemix bei 16,4 Prozent.

Technisch gesehen, könnte
schon heute mehr Strom
durch Erneuerbare Energien
erzeugt werden – abhängig ist

dies jedoch von den gegebe-
nen politischen Rahmenbe-
dingungen. Es darf keine
Sonderregelungen für Kohle-
kraftwerke geben, und das Er-
neuerbaren-Energien-Gesetz
sowie der Atomausstieg müs-
sen konsequent umgesetzt
werden.

Der steigende Anteil Erneuer-
barer Energien in der Strom-
versorgung zeigt, dass die von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
geforderte Energiewende
möglich ist und das Ziel, bis
2020 die Hälfte der Stromver-
sorgung aus Sonne, Wind und
Wasser zu gewinnen, erreicht
werden kann. Die Entwick-
lung verdeutlicht zudem, dass

unsere zentrale Forderung, die
komplette Unabhängigkeit
von fossilen Energieträgern
bis 2050 zu erlangen, mach-
bar ist.

Aber dieser Weg wird nicht
konsequent beschritten. In ei-
ner gemeinsamen Initiative
haben Rösler und Röttgen die
Einspeisevergütungen für
Photovoltaikanlagen in einer
Größenordnung beschnitten,
die nicht nur dazu geeignet
ist, erst neu entstandene Wirt-
schaftszweige, sondern auch
die Energiewende ernsthaft zu
gefährden.

g.k.

Teilhabe als Leitbild grüner Sozialpolitik

Erneuerbare verdrängen Atom Religio eröffnet
Vom Westfälischen Heimatmuseum zum Museum für religiöse Kultur

Ein Geschenk des Himmels!
Investieren Sie mit uns erfolgreichin die Sonne.
(Ihre Partnerin, die Ökologie mitÖkonomie verbindet).
Sprechen Sie mit uns ­kostenlose Beratung vor Ort

Heinz Rickhoff
Königstr.7 48291 TelgteTel. 02504/1709Fax 02504/72826
www.heinz-rickhoff.de

Mail: info@heinz-rickhoff.de

Foto: Bettina Schmitte
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Die Gleichstellung von Frauen
und Männern in der Arbeits­
markt­ und Lohnpolitik ist ei­
ner der Grundpfeiler im grünen
Zukunftsplan. Genderstudien
weisen einen hohen biogra­
phisch bedingten Benachteili­
gungsgrad bei Frauen nach.
Außerdem sagen wir Grünen
prekären Beschäftigungsver-
hältnissen und entwürdigen-
dem Lohndumping den
Kampf an. Es gibt Vorschläge
für ein Tariftreuegesetz sowie
die Begrenzung der Arbeits-
zeit in Minijobs. Der Zustand,
dass 900.000 Menschen nicht
einmal grundlegende Lebens-
haltungskosten vom Lohn ih-

rer Arbeit finanzieren können
und in die (Alters-)Verarmung
getrieben werden, muss ein
Ende haben. Dieser fort-
schreitende Negativtrend ge-
fährdet langfristig die
Binnenkonjunktur aufgrund
einer allgemeinen Schwä-
chung der Kaufkraft.

Eine Humanisierung der Ar-
beitswelt hinsichtlich der Re-
duzierung psychischer Belas-
tungen durch Ausbeutung der
Arbeitskräfte besonders in
Dienstleistungsbereichen so-
wie eine höhere soziale wie
auch monetäre Wertschätzung
der Arbeit nichtakademischer
Berufsgruppen sind mehr als

überfällig.

Grüne Politik setzt sich im
Einklang mit ökologischen
Aspekten für nachhaltige In-
frastrukturen ein, welche so-
ziale Teilhabe nicht von
Armut, Alter, Behinderung
und Nationalität abhängig
macht. Zum einen müssen die
sozialen Versorgungssysteme
sich an der individuellen Ver-
antwortung für die Daseins-
vorsorge orientieren.
Zweitens gilt das Recht auf
Selbstbestimmung als grund-
legendes Bürgerrecht auch in
Situationen der Abhängigkeit
von staatlichen Leistungen.
Auch die wohnortnahe Ge-

sundheitsversorgung muss für
Menschen in unterschied-
lichsten Bedürfnislagen von
gleich hoher Qualität sein.

Besonders im ländlichen
Raum sind soziale und kultu-
relle Teilhabe eng mit Mobili-
tät verknüpft. Menschen ohne
die Möglichkeit einer PKW-
Nutzung haben Wettbewerbs-
nachteile, wenn sie zu einer
weiter entfernten Arbeitsstelle
gelangen müssen. Von daher
und natürlich aus Klima-
schutzgründen setzt grüne Po-
litik sich für ÖPNV - und
fahrradgestützte Mobilitäts-
konzepte ein.

Es wird entgegen der Vorstel-

lungen von einem patriarcha-
lischen Versorgerstaat ein
ausgewogenes Verhältnis
zwischen freiheitlicher
Selbstbestimmung und einer
sozialstaatlich gerechten Ge-
sellschaft angestrebt.

Nicht zuletzt ist eine in der
KITA beginnende Bildungs-
biographie Grundlage gesell-
schaftlicher Chancen-
gerechtigkeit. Alle Schulab-
gänger erhalten konzeptionel-
le Begleitung beim Übergang
ins Berufsleben. Das Betreu-
ungsgeld wirkt kontraproduk-
tiv auf den Ausbau der Ü3-
Betreuung und wird dem mo-
dernen Leitbild der Familie
aus zwei gleichgestellten
Partnern nicht gerecht.

Die Umsetzung der Inklusion
behinderter Menschen be-
schränkt sich nicht nur auf
den Bereich Schule, sondern
auch auf andere wie Gesund-
heitswesen, Arbeitswelt und
Zusammenleben in Wohn-
vierteln.

g.b.

Das „Una voce poco fa“ aus
Rossinis „Barbier von Sevil­
la“, auf der Klarinette von Lul­
zim Bucaliu , am Flügel von
Risa Adachi intoniert, klingt
heiter, beschwingt, leicht ver­
spielt: Ein gutes Omen für die
Wiedereröffnung des Westfäli­
schen Heimatmuseums unter
neuem Namen: „Religio“.
„Hält der Estrich? Kommen
die Handwerker zur verein-
barten Zeit?“ Solche Fragen,
so Landrat Dr. Olaf Gericke
in seiner Begrüßungsanspra-
che, waren für die Museums-
leiter Dr. Thomas Ostendorf
und Dr. Anja Schöne - „Das
Museum Religio ist Ihr Baby;
fast zehn Jahre gingen sie mit
ihm schwanger.“ - in den letz-
ten Monaten elementar. Bis
um 4 Uhr in der Frühe des 28.
April arbeiteten sie, damit die
geladenen Gäste auch das
Werk gleich in Augenschein
nehmen konnten.

Das Motto der diesjährigen
Wallfahrt:„Sagt den Verzag-
ten: habt Mut! “ schien die
Verantwortlichen beflügelt zu
haben. „Blaudruck; Uhrma-
cherei, reines Krippenmuse-
um“: Das war einmal.
„Westfälisches Museum für
religiöse Kultur“ ist nicht nur
ein neuer Name, sondern Pro-
gramm. Das merkt man be-
reits an der Vielfalt der Gäste.
Neben mir sitzt ein Gesandter
der Münsterschen Synago-
gengemeinde nebst seiner
Gattin – aus Kolumbien.

Vor dem gemeinsamen Um-
trunk spreche ich mit Wat
Dhammabharami von der
buddhistischen Gemeinde
Dortmund. Im Museum sind
Symbole des muslimischen
Glaubens zu sehen sowie die
von Paul Böhm (dem Enkel
des Architekten des Telgter
Heimatmuseumsanbaus aus

dem Jahre 1936) neu errichte-
te Moschee in Köln-Ehren-
feld…als Modell.

Auch Bekenntnisse von Fuß-
ballfans können als religiöse

Aussagen gedeutet werden:
Religio präsentiert sie. Das
Hungertuch von 1623 hat mit
dem Anbau (Architekt Dieter
Baumewerd) einen gebühren-
den Platz gefunden. Es wird
zusätzlich in einem Video den
Besucher/innen durch Erklä-
rungen der Symbole nahege-
bracht.

Markus Schabel, Vorstands-
vorsitzender der Sparkasse
Münsterland - Ost, spricht
vom ökonomischen Hinter-
grund, den die Errichtung/
Ausstattung einer Kulturstätte
benötigt: Mit den 750.000€
der Sparkasse waren mehr als

die Planungskosten finanziert.
„Wir geben das Geld an die
Menschen, wo wir es verdie-
nen.“ sagt er in einer Talkrun-
de mit Frank Haberstroh, dem

leitenden Redakteur von Ra-
dio WAF. „Wo die innere Mo-
tivation von Menschen durch
einen „Leuchtturm“ wie das
Museum eine äußere Entspre-
chung findet, fühlen sie sich

wohl. Unser Unternehmen ist
zukunftsfähig. Für die Gestal-
tung der Zukunft steht auch
ein Museum.“

Die NRW-Stiftung für Natur
und Kultur steuerte 280.000 €
bei. Prof. Stichmann, seit 20
Jahren im Vorstand der Stif-
tung, betonte, dass sie Mitte
der neunziger Jahre bereits
2,7 Mill. für den Bau des
Krippenmuseums bereitge-
stellt habe. Dass das Thema
Glaubenslandschaft im Vor-
dergrund und viel ehrenamtli-
che Arbeit hinter dem Umbau
stehe, sei ein wichtiger Maß-
stab für die Mittelgewährung

gewesen.

Der Direktor des Land-
schaftsverbandes Westfalen -
Lippe ist stolz, ca. 1 00 Mit-
glieder der Landschaftsver-

bandsversammlung überzeugt
zu haben, dass sie 700.000 €
an Zuschuss bewilligten. Das
Land Nordrhein Westfalen,
der Landschaftsverband –
„Herr über 100 Museen“ in

Westfalen - sowie private
Spender haben 120.000 € zu
Restaurierungsarbeiten beige-
steuert.

Der Bürgermeister hebt die
Bedeutung des Eröffnungsta-
ges für das Museum mit Fra-
gen nach der Sinnhaftigkeit
von Geldausgaben in Millio-
nenhöhe für Kulturprojekte
hervor: „Passt das in einen
globalen Kontext, der uns
konfrontiert mit mehr als fünf
Millionen Kindern, die jähr-
lich an Hunger sterben; mit
täglich Hunderten von Opfern
religiös oder pseudoreligiös
motivierter Kriege; mit der
Klimakatastrophe, die sich
kontinuierlich verschärft? –
Mit dem Museum“, so seine
Aussage, „besinnen und kon-
zentrieren wir uns darauf, wie
die Fragen der Menschen
nach dem Sinn ihrer Existenz
hier beantwortet, in ihren All-
tag getragen werden, sich in
ihren Riten äußern.

Ca. 1 00.000 Menschen kom-
men pro Jahr nach Telgte, um
die Nähe zu Gott wahrzuneh-
men. Dieses Kompetenzzen-
trum für religiöse Fragen
kommt zur rechten Zeit - an
die richtige Stelle“, betont
Wolfgang Pieper und ergänzt:
“Es möge ein offenes Haus
ein - was die Öffnungszeiten
und die inhaltliche Gestaltung
betrifft; ein nachgefragtes
Haus, ein Haus mit Bindungs-
wirkung für die, die einkeh-
ren, ein Haus der Toleranz
und gegenseitigen Wert-
schätzung für das, was uns
wichtig ist.“

Weihbischof Dr. Stefan Ze-
korn: „Religion ist kein Fall
für’s Museum. Der Glaube ist
ein Fall für’s Leben. ‚Religio‘
heißt Rückbindung des Men-
schen im Glauben an Gott als
Wurzel des Daseins und Ziel
für die Welt. Das Museum
trägt dazu bei, Ausdruckswei-
sen des Glaubens kennen zu
lernen. Zum Erleben des
Glaubens kann man in die
Gnadenkapelle gehen.“

„Was musste Herr Dr. Osten-
dorf heute Nacht noch tun, als
Sie um halb zwei gingen?“
fragt Frank Haberstroh Dr.
Anja Schöne. Ein letztes Ex-
ponat platzieren: ein Postkar-
tenbuch. Gefragt, wie sie sich
fühle nach „zehn Jahren

Schwangerschaft mit dem
Museum Religio“, antwortet
sie: „Ambivalent. Die Tatsa-
che ‚Jetzt ist alles fertig‘
macht mich stolz und zufrie-
den. Die Frage ‚Was kommt
jetzt?‘ beunruhigt.“ Der Mu-
seumsleiter musste die Ein-
satzbereitschaft der 150 – 200
Menschen, die als Handwer-
ker, Berater, Medienvertre-
ter…. am Gelingen des
Gesamtwerkes beteiligt wa-
ren, gelegentlich bremsen:
„Am Karfreitag bitte nicht ar-
beiten. Das ist ein christliches
Museum.“

b.d.

Sonne, Wind und Wasser
avancieren zu wichtigen
Stromerzeugern und könnten
bald klimaschädliche Energie­
quellen ablösen.
Laut Angaben des Bundesver-
band der Energie- und Was-
serwirtschaft lag im letzten
Jahr der Anteil der Erneuerba-
ren Energien beim Stromver-

brauch bei rund 20 Prozent.
Damit haben die Erneuerba-
ren die Atomenergie (17,7
Prozent) überrundet und neh-
men jetzt hinter der Braun-
kohle (24,6 Prozent) den
zweiten Platz im Energiemix
ein. Die wichtigste Energie-
quelle für den Ökostrom
bleibt die Windkraft mit 7,6

Prozent, gefolgt von Biomas-
se und Sonnenenergie mit je-
weils 5,2 und 3,2 Prozent.
Zum Vergleich: Im Vorjahr
lag der Ökostrom-Anteil im
Energiemix bei 16,4 Prozent.

Technisch gesehen, könnte
schon heute mehr Strom
durch Erneuerbare Energien
erzeugt werden – abhängig ist

dies jedoch von den gegebe-
nen politischen Rahmenbe-
dingungen. Es darf keine
Sonderregelungen für Kohle-
kraftwerke geben, und das Er-
neuerbaren-Energien-Gesetz
sowie der Atomausstieg müs-
sen konsequent umgesetzt
werden.

Der steigende Anteil Erneuer-
barer Energien in der Strom-
versorgung zeigt, dass die von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
geforderte Energiewende
möglich ist und das Ziel, bis
2020 die Hälfte der Stromver-
sorgung aus Sonne, Wind und
Wasser zu gewinnen, erreicht
werden kann. Die Entwick-
lung verdeutlicht zudem, dass

unsere zentrale Forderung, die
komplette Unabhängigkeit
von fossilen Energieträgern
bis 2050 zu erlangen, mach-
bar ist.

Aber dieser Weg wird nicht
konsequent beschritten. In ei-
ner gemeinsamen Initiative
haben Rösler und Röttgen die
Einspeisevergütungen für
Photovoltaikanlagen in einer
Größenordnung beschnitten,
die nicht nur dazu geeignet
ist, erst neu entstandene Wirt-
schaftszweige, sondern auch
die Energiewende ernsthaft zu
gefährden.

g.k.

April­Aktion 2012Fair geht vor.
Teilhabe als Leitbild grüner Sozialpolitik

Erneuerbare verdrängen Atom Religio eröffnet
Vom Westfälischen Heimatmuseum zum Museum für religiöse Kultur

Ursula MindermannDipl.Ing für Augenoptik

Baßfeld 12 48291 TelgteFon 0 25 04 ­ 50 50
www.mindermann­augenoptik.de

Foto: Tatjana Scharfe

Ein Cent pro verkaufterbioladen*fair­Bananekommt ohne Abzüge denSchul­ und Kindergarten­Kindern von Azua de Com­postela (DominikanischeRepublik) zugute.

Jede Woche aktuell und auf den Punkt! Kostenlos per E­Mail.
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Selten steht der Sport so im
politischen Fokus wie derzeit.
Und diesmal ist er nicht
Lückenfüller der sommerli-
chen „Saure-Gurken-Zeit“,
sondern es geht um die drän-
gende Frage: Wie Umgehen
mit sportlichen Großereignis-
sen in Ländern mit autoritären
Regimen? Aktuellstes Bei-
spiel ist die Frage des politi-
schen Umgangs mit der
kommenden Fußballeuropa-
meisterschaft in der Ukraine.
Der Umgang mit der inhaf-
tierten ehemaligen Regie-
rungschefin und Oppositions-
führerin Julija Timoschenko
schlägt im Vorfeld der Euro
hohe Wellen: Sollen deutsche
PolitikerInnen an Spielen in
der Ukraine teilnehmen? Soll-
te man gar zu einem sportli-
chen Boykott aufrufen?

Beispiele für die mangelhafte
Auseinandersetzung der
großen Sportverbände mit ih-
rer gesellschaftlichen und po-
litischen Verantwortung gibt
es leider zur Genüge. Ob ein
Formel-1 -Rennen in Bahrain,
die Eishockey-WM 2014 in
Belarus oder eben die EM in

der Ukraine. Sportliche
Großereignisse bieten seit je-
her nicht nur eine Bühne für
herausragende sportliche
Leistungen und die AthletIn-
nen, die sie vollbringen. Sie
sind auch immer wieder Pro-
pagandashow für undemokra-
tische Regime, die den
massenbegeisternden Sport
für die Darstellung des eige-
nen Regimes nutzen und ein
positives Image ihres Landes
in die Welt tragen wollen.
Und der organisierten Sport
tut sich nach wie vor schwer
im Umgang mit dieser Her-
ausforderung. Zumeist verste-
cken sich Verantwortliche und
SportlerInnen hinter dem My-
thos des unpolitischen Sports.
Dabei können derart große
Ereignisse mit einem derart
großen medialen Zuspruch,
wie es die Rennen der Formel
1 , Fußballweltmeisterschaften
oder Olympische Spiele sind,
die politische Dimension ihrer
bloßen Anwesenheit gar nicht
ausblenden. Wer große Sport-
veranstaltungen in Ländern
mit zweifelhafter Haltung ge-
genüber Menschenrechten
und der eigenen Bevölkerung

abhält, gibt den Regimen Ge-
legenheit, sich einer Weltöf-
fentlichkeit zu präsentieren
und ein ihnen genehmes Bild
ihres Landes zu präsentieren.

Es stellt sich natürlich die
Frage, ob es Aufgabe des
Sports ist, Probleme interna-
tionaler Politik zu lösen oder
sie sich zu eigen zu machen.
Einfach wegzuschauen und
sich darauf zurückzuziehen,
dass Sport nur Sport und eben
keine Politik ist, ist aber defi-
nitiv zu einfach. Die großen
Verbände werden nicht müde,
ihre gesellschaftspolitische

Bedeutung zu betonen - und
das zu Recht. Der organisierte
Sport ist ein wichtiger Träger
der Zivilgesellschaft und Kitt
zwischen den unterschied-
lichsten Menschen. Das bringt
aber auch eine gesellschaftli-
che Verantwortung mit sich,
der die Sportverbände endlich
auch in Fragen von Men-
schen- und Bürgerrechten ge-
recht werden müssen.
Chancen dazu bieten sich in
nächster Zeit genug: Die Fuß-
balleuropameisterschaft in der
Ukraine, die Eishockeywelt-
meisterschaft in Belarus und
nicht zuletzt die Fußballwelt-

meisterschaft in Katar. Es
geht dabei nicht um sportliche
Boykotte. Dieses Kapitel
falsch verstandener Politisie-
rung und Instrumentalisierung
des Sports sollte hinter uns
liegen. Aber es geht darum,
die öffentliche Aufmerksam-
keit zu nutzen, um auch auf
die politischen und gesell-
schaftlichen Missstände auf-
merksam zu machen. Ein
mündiger Sport mit mündigen
SportlerInnen kann dazu
einen wichtigen Beitrag leis-
ten.

josefine paul

Warum Rot und GRÜN sich in
NRW bewährt haben
Direkt nach der Auflösung
des Landtags vor wenigen
Wochen schien es ziemlich
klar, dass SPD und GRÜNE
bei den Landtagswahlen eine
stabile Mehrheit würden bil-
den können. Der Trend der
letzten Tage zeigt allerdings,
dass das noch längst nicht klar
ist.

Aus dem Blickwinkel als
Bürgermeister müsste ich sa-
gen, dass es mir eigentlich
gleichgül-tig ist, welche
Mehrheit zustande kommt,
wenn sie nur eine kommunal-
freundliche Politik macht.
Aus der Erfahrung mit der
rot-grünen Landesregierung
von Hannelore Kraft und Syl-
via Löhrmann in den letzten
zwei Jahren und im direkten
Vergleich mit Schwarz-Gelb
in den fünf Jahren davor kann
und muss ich allerdings fest-
stellen, dass für die Städte
und Gemeinden im Lande viel
Positives geschehen ist.

Das beginnt mit der „Kultur“
des Regierens und des Um-
gangs miteinander und mit
den anderen Landtagsfraktio-
nen: Aus der Minderheitenpo-
sition heraus war es
notwendig, zu reden, zuzuhö-
ren, Kompromisse zu finden,
Mehrheiten zu suchen. Das
war kein „Durchregieren“ von
oben, sondern ein dialog- und
sachorientiertes Suchen nach
guten Lösungen.

Das geht weiter mit einer
ganz neuen Orientierung auf
die Kommunen, mit der
Schaffung von Gestaltungs-
spielräumen, und mit der
Rücknahme der von Schwarz-
Gelb zuvor eingeführten Be-
frachtungen im Gemeindefi-
nanzausgleich. Natürlich wird
aus der ländlichen Sicht die
Umlenkung von Finanzmit-
teln in die Ballungsräume kri-
tisiert – diese Kritik habe ich
in Düsseldorf auch vorgetra-

gen. Aber strukturell und in
der Summe fließen heute hö-
here Mittel in die kommuna-
len Haushalte.

Und das war beispielsweise
erkennbar im sogenannten
Schulkonsens von SPD, CDU
und GRÜNEN: In dem Mo-
ment, als dieser Konsens auf
Landesebene verbindlich für
die Zeit bis 2023 vereinbart
war, war vor Ort wieder die
Bereitschaft spürbar, Schul-
politik auf die Sache zurück-
zuführen, auf möglichst gute
Rahmenbedingungen für
Schule, auf die Bildungswege
jedes einzelnen Kindes. Das
ist wohltuend, und genau so
stelle ich mir eine unterstüt-
zende Landespolitik vor.

Rot und GRÜN in NRW ha-
ben sich in den letzten zwei
Jahren in vielerlei Hinsicht
bewährt – und deshalb würde
ich mich über eine Forsetzung
der Regierung Kraft-Löhr-
mann freuen.

Ihr wolfgang pieper

Kleine Kolumne

Menschenrechte müssen mitspielen!
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im Umgang mit dieser Her-
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cken sich Verantwortliche und
SportlerInnen hinter dem My-
thos des unpolitischen Sports.
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Ereignisse mit einem derart
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bloßen Anwesenheit gar nicht
ausblenden. Wer große Sport-
veranstaltungen in Ländern
mit zweifelhafter Haltung ge-
genüber Menschenrechten
und der eigenen Bevölkerung

abhält, gibt den Regimen Ge-
legenheit, sich einer Weltöf-
fentlichkeit zu präsentieren
und ein ihnen genehmes Bild
ihres Landes zu präsentieren.

Es stellt sich natürlich die
Frage, ob es Aufgabe des
Sports ist, Probleme interna-
tionaler Politik zu lösen oder
sie sich zu eigen zu machen.
Einfach wegzuschauen und
sich darauf zurückzuziehen,
dass Sport nur Sport und eben
keine Politik ist, ist aber defi-
nitiv zu einfach. Die großen
Verbände werden nicht müde,
ihre gesellschaftspolitische

Bedeutung zu betonen - und
das zu Recht. Der organisierte
Sport ist ein wichtiger Träger
der Zivilgesellschaft und Kitt
zwischen den unterschied-
lichsten Menschen. Das bringt
aber auch eine gesellschaftli-
che Verantwortung mit sich,
der die Sportverbände endlich
auch in Fragen von Men-
schen- und Bürgerrechten ge-
recht werden müssen.
Chancen dazu bieten sich in
nächster Zeit genug: Die Fuß-
balleuropameisterschaft in der
Ukraine, die Eishockeywelt-
meisterschaft in Belarus und
nicht zuletzt die Fußballwelt-

meisterschaft in Katar. Es
geht dabei nicht um sportliche
Boykotte. Dieses Kapitel
falsch verstandener Politisie-
rung und Instrumentalisierung
des Sports sollte hinter uns
liegen. Aber es geht darum,
die öffentliche Aufmerksam-
keit zu nutzen, um auch auf
die politischen und gesell-
schaftlichen Missstände auf-
merksam zu machen. Ein
mündiger Sport mit mündigen
SportlerInnen kann dazu
einen wichtigen Beitrag leis-
ten.

josefine paul

Die Bundesregierung hat
durch die beschlossenen Kür­
zungen der Einspeisevergü­
tungen für Solaranlagen ihre
Inkonsequenz bei der Energie­
wende deutlich gemacht. Grü­
ne Politik sieht anders aus. Sie
steht für einen schnellen Aus­
bau sowohl der alternativen
Energieerzeugung als auch der
Stromnetze. Denn diese dro­
hen mittlerweile zum „Fla­
schenhals der Energiewende“
zu werden, wie es der grüne
NRW Umweltminister Remmel
ausdrückt.
Die Sorge vieler Bürgerinnen
und Bürger um eine Ver-
schandelung der Landschaft
bei einem beschleunigten
Stromnetzausbaus nehmen die
Grünen ernst. Wir machen uns
stark für verträgliche Lösun-
gen, wie zum Beispiel Erd-
verkabelungen und den
dezentralen Ausbau der er-
neuerbaren Energien. Und das
nicht nur im Norden Deutsch-
lands, sondern auch dezentral,
dort, wo die Energie ge-
braucht wird.

Gleichzeitig müssen die Spei-
chermöglichkeiten verbessert
werden, um die Unregelmä-
ßigkeiten der Stromversor-
gung, die durch erneuerbare
Energien natürlicherweise ge-
geben sind, abzufangen.
Netz-, Speicher- und Anla-
genausbau geht aber auch
nicht mit dem Kopf durch die
Wand. Die Bedürfnisse von

Menschen und der Umwelt
müssen beachtet werden.
Denn schließlich sollen die
erneuerbaren Energien zu ei-
ner nachhaltigen Verbesse-
rung der Lebensqualität aller
beitragen und nicht einzelne
Menschen im Regen stehen
lassen.

Ansätze wie das „Repowe-
ring“, also der Austausch von
veralteten Windenergiean-
lagen durch effizientere, füh-
ren zu keiner weiteren
Belastung, jedoch zu einem
höheren Energieertrag.

All diese Themen und Ansät-
ze sind nicht neu, und die
Landesregierung von 2010 bis
2012 konnte schon wichtige
Erfolge verzeichnen: Im Juni
2011 wurde das Klimaschutz-
gesetz verabschiedet, das eine
Senkung der Emissionen von
Treibhausgasen um 25% bis
2020 vorsieht. Zur Erreichung
dieses ehrgeizigen Ziels wur-
de im Oktober 2011 das „Kli-
maschutz-Start-Programm“
verabschiedet, das mehrere
hundert Millionen Euro an
Fördergeldern und Krediten
für eine Vielzahl von Einzel-
maßnahmen bereithält.

Ein neuer Windenergie-Er-
lass, der eine Vervierfachung
des Windenergieanteils auf
15% des gesamten Strom-
bedarfs in NRW bis 2020 vor-
sieht, wurde genauso

beschlossen, wie ein Impuls-
Programm für die Kraft-Wär-
me-Kopplung (KWK). Durch
KWK können laut einer Stu-
die die CO2-Emissionen wie
auch der Ressourcenver-
brauch um rund 35% redu-
ziert werden. Eine solche
Technologie kann aus Sicht
der Grünen einen erheblichen
Beitrag zur Energiewende
leisten.

Besondere Aufgabe bleibt der
Ausstieg aus der Atomkraft.
Während öffentlich nicht
mehr darüber debattiert wird
und die Bundesregierung das
Projekt Atomausstieg abge-
hakt hat, muss ein klares
„Nein“ zur Atomkraft weitere
Konsequenzen nach sich zie-
hen: In Gronau wird weiter
Uran angereichert und expor-
tiert, wodurch die Atomener-
gie in Europa am Leben
gehalten wird. Wir wollen den
Betrieb dieser Anlage rechts-
sicher beenden und somit
einen weiteren Schritt in
Richtung atomfreien Stroms
gehen. Grün geht also weiter.
Auch in der Energiepolitik.

j. h.
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spielräumen, und mit der
Rücknahme der von Schwarz-
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aus der ländlichen Sicht die
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teln in die Ballungsräume kri-
tisiert – diese Kritik habe ich
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gen. Aber strukturell und in
der Summe fließen heute hö-
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Und das war beispielsweise
erkennbar im sogenannten
Schulkonsens von SPD, CDU
und GRÜNEN: In dem Mo-
ment, als dieser Konsens auf
Landesebene verbindlich für
die Zeit bis 2023 vereinbart
war, war vor Ort wieder die
Bereitschaft spürbar, Schul-
politik auf die Sache zurück-
zuführen, auf möglichst gute
Rahmenbedingungen für
Schule, auf die Bildungswege
jedes einzelnen Kindes. Das
ist wohltuend, und genau so
stelle ich mir eine unterstüt-
zende Landespolitik vor.

Rot und GRÜN in NRW ha-
ben sich in den letzten zwei
Jahren in vielerlei Hinsicht
bewährt – und deshalb würde
ich mich über eine Forsetzung
der Regierung Kraft-Löhr-
mann freuen.

Ihr wolfgang pieper

Kleine Kolumne

Solar statt Solala

Menschenrechte müssen mitspielen!
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Was bringt den deutschen Mi­
chel eher auf die Palme als ei­
ne Revolution oder eine
Naturkatastrophe: Richtig! Ho­
he Benzinpreise. Anlass dazu
hat er eigentlich nicht. Musste
Otto Normalverbraucher im
Jahre 1960 zehn Minuten für
einen Liter Benzin arbeiten,
waren es 1980 fünf, in 2011 nur
noch 4 Minuten.
Thomas Lins, Vorstandsmit-
glied des VCD, Region
Münster – Warendorf, warf
bei einem Informationsabend
Schlaglichter auf die Frage
von Mobilität angesichts stei-
gender Umweltbelastungen
und größerer Verkehrsdichte:

Die PS-Zahl der in Deutsch-
land verkauften Neuwagen
hat in den letzten Jahren um
25 % zugenommen. 300.000
vor PS protzende SUV-Fahr-
zeuge sind in diesem unseren
Lande 2011 zugelassen wor-
den: Als wäre jeder zehnte
Deutsche ein Förster, der ein
geländegängiges Fahrzeug
benötigt.

Die Umweltgipfel der vergan-
genen Jahre wie auch Be-
schlüsse der Bundesregierung
haben ehrgeizige Ziele pro-
klamiert, z. B. eine Reduktion
des CO² - Ausstoßes bis 2050
um 80 Prozent. Das wären
statt 1 032 Millionen Tonnen
nur noch 206 Millionen t CO²
pro Jahr. Frage: Wann fangen
wir an das ernst zu nehmen?
In 2011 wurden weltweit 5 %
mehr ( ! ! ! ) emittiert als 2010.

Und die öffentliche
Verantwortung? Man glaubt
es kaum: 60% der neu zuge-
lassenen Fahrzeuge sind
Firmen- und Dienstwagen!
Sie fallen unter das Privileg
steuerlicher Absetzbarkeit von
Fahrtkosten. Hier werden also
fleißig PS-starke Fahrzeuge
gekauft, zum Arbeitsplatzsta-
tus gehört der - auch privat
genutzte - Dienstwagen dazu,
und der Steuerzahler finan-
ziert die Abschreibungsmög-
lichkeiten für gut Verdienende
munter mit. Umweltschutz in
Perversion durch Steuerrege-

lungen, die die Erzeugung
von Klimakillern begünsti-
gen. Die Dienstwagenvergü-
tung muss dringend geändert
werden! Außerdem ist die
Umweltbelastung durch Autos
acht mal höher als die durch
die Bahn, die Wahrscheinlich-
keit, bei einem Unfall verletzt
zu werden, erheblich höher.

Was ist zu tun, besonders im
ländlichen Raum?

Die Bahn muss das Rückgrat
der Verkehrsbewegungen
werden. Der Busverkehr
leistet Zubringerdienste, so
Thomas Lins. Seit die Nord-
westbahn die Zugverbindun-
gen betreibt, ist die Zahl der
Fahrgäste auf der Strecke
Münster - Warendorf - Beelen
(RB 406) von 1 .200 auf 2.400
gestiegen. Die Nordwestbahn
hat auf der Strecke des „Wa-
rendorfers“ die Fahrzeitange-
bote auf den Sonntagmorgen
erweitert; an Samstagabenden
kann ich um 0.17 Uhr von
Münster zurück nach Telgte

fahren; aus Warendorf fährt
der letzte Zug um 23.42 Uhr
nach Münster. Ließe sich die
Fahrzeit Warendorf - Telgte
von 17 auf 14 Minuten ver-
kürzen, könnten Züge im
Halbstunden-Takt fahren. Das
würde die Attraktivität der
Nutzung fraglos erhöhen. Die
Aussichten dafür stehen nicht
schlecht: Bis 2015 soll durch
Zusammenlegung von Bahn-

übergängen, den Bau von Er-
satzstraßen entlang der Bahn
vor allem für die Landwirte,
die schnellere Fahrzeit er-
reicht werden. Dies auch zur
Freude der Anlieger, die der-
zeit bis zu fünfhundert Mal
am Tag ein 120 Dezibel lautes
Signal vernehmen, das que-
rende Auto- und Fahrradfah-
rer vor dem herannahenden
Zug an zahlreichen Bahn-
übergängen warnt. Wo es we-
niger Übergänge gibt, ist der
Zug schneller.

Wenn die Bahn „das Rück-
grat“ ist, sollten Busse die

Schleifen fahren, die die Ein-
wohner/innen aus den Wohn-
vierteln an die Schiene
bringen. Solche Zubringer-
dienste erhöhen die Nutzung
des ÖPNV. Auch Wohnungs-
bau in Bahnhofsnähe führt zu
verstärkter Bahnnutzung. Das
entspricht dem Vorschlag des
IHEK-Gutachtens für Orkot-
ten-West: Ginge es danach,
könnten Dienstleistung und

Wohnen entstehen, wo heute
großflächiger Einzelhandel
sich breit gemacht hat.

Soll der ÖPNV kostenlos
sein? Der VCD sagt: Nein.
Mobilität ist ein Gut, das
nicht verschleudert werden
darf. Einfache Tarife, günstige
Zugänge werden gebraucht.
Und der Fahrgast darf anteil-
mäßig nicht mehr für die
Fahrt und das Betreiben des
Bahn- und Busverkehrs be-
zahlen als der Autofahrer für
die Straßen und deren Unter-
haltung.

Mobil sein hieß früher: Sich
physisch von A nach B bewe-
gen. Die Fortsetzung heißt:
Was kann ich in einer be-
stimmten Zeit alles erledigen?
Mit schnellen Zug- und Bus-
verbindungen schaffe ich
mehr als im Stau im PKW.
Insbesondere lässt sich die
Zeit im Zug oder Bus noch
zusätzlich nutzen.

Übrigens: Der VCD ist die
Lobbyvertretung für umwelt-
bewusste Verkehrsteilnehmer:
Ein VCD-Mitglied, das „un-
terwegs liegen bleibt“, wird
Pannenhilfe auch vom ADAC
Service erhalten – die Ver-
kehrsclubs verrechnen den
Kostenaufwand unter sich.

b.d.

Die Verkehrswende ist laut
VCD mit den 5 Vs umsetzbar:

­ Verlangsamung des Verkehrs
­ Verbesserung der Technik
­ Verlagerung auf umwelt­
freundliche Verkehre
­ Vermeidung von Verkehr
­ Veränderung des Bewußt­
seins im Verkehrsverhalten
Umgesetzt auf die Situation in
Telgte, bedeutet dieses:

Beschilderung:
Durch Beschilderung können
Wertigkeiten ausgedrückt
werden. Auf der Nordseite der
Schienen geht das Hinweis-

schild auf den Bahnhof in der
Werbebeschilderung unter,
auf der Südseite fehlt sie trotz
Anfrage im Bauauschuss ver-
gangenes Jahr immer noch
komplett. Auch bessere Be-
schilderung des ÖPNV sollte
erfolgen.

Parkplätze:
Zur Entschärfung der Park-
platzsituation in der Altstadt
sollte über AnwohnerInnen-
parkplätze und auch über die
Beteiligung der AutofahrerIn-
nen in Form von Parkuhren
an den Kosten, die zur Bereit-
stellung von Parkraum entste-
hen, nachgedacht werden.

Kreisel:
In Telgte sollten für alle Krei-
sel einheitliche Vorfahrtsre-
geln für RadfahrerInnen
gelten.

Einbahnstraßen:
Die Einbahnstraßenregelung
für RadfahrerInnen sollte auf-
gehoben werden.

ÖPNV:
Die Einführung von Mo-
nats/Jahrestickets für den ÖP-
NV gegen geringe Gebühr
sollte angestrebt werden.

Fahrradständer:
Die Anzahl der Fahrradstän-

der an der Südseite des Bahn-
hofs reicht nicht aus, ferner
soll eine Überdachung der

Fahrradständer geprüft wer-
den.

u.m.

Liebe Telgterin-
nen und Telgter,
ich bin froh, dass ich und
auch die Vorsitzenden der an-
deren Fraktionen heute zu ih-
nen sprechen können. Denn,
wie Sie sicher auch, erinnere
ich mich mit Unbehagen an
die Situation im vergangenen
Jahr, in dem uns die Aufstel-
lung des Haushaltes glatt die
Sprache verschlagen hat, so
dass wir auf die Haushaltsre-
den im Rat verzichtet haben.

Dank der guten Arbeit von
Telgter Unternehmen sieht es
in diesem Jahr anders aus.
Können wir deshalb aus dem
Vollen schöpfen? - Leider
NEIN ! Denn von einem aus-
geglichenen Haushalt sind wir
noch weit entfernt. Trotz der
derzeitig guten Wirtschafts-
lage decken die Einnahmen
die Ausgaben nicht. Im Ge-
genteil, wir beschließen auch
gleichzeitig eine der höchsten
Neuverschuldungen seit vie-
len Jahren. Über 2 Mio. Euro
werden wir zusätzlich aufneh-
men müssen. Also was tun?
Kopf in den Sand und kein
Geld mehr ausgeben? Das
wäre sicher die günstigste,
aber auch schlechteste Varian-
te. Wir haben in den Haushalt
die Mittel eingestellt, die wir
für nötig und vernünftig hal-
ten. Der Haushaltsplan für
2012 ist ein guter und ambi-
tionierter Plan.

Wir werden weiter daran ar-
beiten, drängende Probleme
zu lösen, vor allem was die

Schulen und das Feuerwehr-
gerätehaus betrifft. Mit der
Sekundarschule wird es auch
künftig möglich sein, alle
Schulabschlüsse für unsere
Kinder und Jugendlichen in
Telgte anzubieten. Hier müs-
sen die Eltern natürlich noch
das gute Konzept mit Leben
füllen und ihre Kinder anmel-
den. Die freiwillige Feuer-
wehr hat endlich eine
Perspektive, räumliche und
technische Voraussetzungen
zu bekommen, um ihre Auf-
gaben zu erfüllen.

Wir stellen uns den Heraus-
forderungen der Zukunft. Es
gibt Entwicklungen, die wir
nicht einfach abwarten, son-
dern beeinflussen und gestal-
ten wollen, zur Sicherung und
Entwicklung unserer liebens-
und lebenswerten Stadt. We-
der das integrierte Handlungs-
und Entwicklungskonzept
Altstadt/Orkotten, noch der
Demografieprozess sind All-
heilmittel. Aber sie sind der
Versuch, komplexe Verände-
rungen in ihren Zusammen-
hängen zu verstehen und
frühzeitig darauf zu reagieren.
Es gibt einen gemeinsamen
Blick, dass Erhalt und Bele-
bung der Innenstadt behutsa-
mer Planung bedarf und nicht
allein den Allüren des Mark-
tes überlassen werden kann.
All diese Prozesse kosten eine
Menge Anstrengung für alle
Beteiligten.

Auch den Herausforderungen
einer globalisierten Welt ver-
stellt sich Telgte nicht. Hier
gibt es viele gute Ansätze, wie

z. B. den European Energy
Award und wir sind Fair-Tra-
de-Stadt geworden.

Ein Handlungsfeld, auch des
Rates, wird in den erneuerba-
ren Energien liegen. Der öko-
logische Umbau der
Industriegesellschaft wird
kommen. Und auch da wer-
den wir in Telgte nicht dane-
benstehen und zusehen. Wir
werden erstens unseren Bei-
trag leisten und wir werden
zweitens zusehen, dass wir
auch etwas abbekommen.
Auch hier ist es wichtig, dass
wir, wohl besonnen, aber den-
noch schnell reagieren. Rund
um uns stehen Investorinnen
und Investoren und scharren
mit den Hufen, um an den
Möglichkeiten zur Energieer-
zeugung, die eine ländliche
Stadt bietet, zu verdienen. Die
Aufgabe des Rates wird darin
bestehen, dieses Geld in Telg-
te zu behalten. Wir müssen in
einem gesteuerten Prozess
durch Gespräche und die
Schaffung planerischer

Grundlagen die Voraussetzun-
gen dafür schaffen, dass die
Investorinnen und Investoren
die Bürgerinnen und Bürger
unserer Stadt sind, damit die-
se daran verdienen und damit
die Gewerbesteuer in vollem
Umfang unserer Stadt zugute
kommt.

Im Finanzausschuss haben
wir zum Teil hart aber immer
am Thema diskutiert. Ich ver-
hehle nicht, dass ich nicht mit
allen Resultaten glücklich bin.
Auch hätten wir in den Ver-
handlungen gern eine Mehr-
heit für die Renovierung der
Mühle gefunden, um die Räu-
me für eine angemessene Ju-
gendarbeit umzugestalten.
Auch die Einleitung eines
Mobilitätskonzepts hätte unter
anderem neue Perspektiven
für die Verbindung Telgtes
zum Oberzentrum Münster
eröffnen können. Teil einer
Vision - Klimaschutz ist heute
und lokal.

Der Haushalt 2012 legt das
Fundament für die wichtigen
Prozesse, die wir uns zusam-
men vorgenommen haben und
die wir zusammen weiterfüh-
ren wollen. Dies mit einer
großen Mehrheit zu tun, ist
das beste Versprechen an un-
sere Bürgerinnen und Bürger,
2012 zu einem Arbeitsjahr zu
machen, in dem Weichen ge-
stellt und wichtige Vorgänge
auf den Weg gebracht werden.

Darum werden wir dem
Haushalt zustimmen.

Vielen Dank

Einen erheblichen Anteil an
der Industrialisierung der
Fleischproduktion und damit
an den negativen Auswüchsen
der Intensivtierhaltung hat die
sogenannte gewerbliche Land­
wirtschaft.
Im Unterschied zur traditio-
nellen, bäuerlichen Landwirt-
schaft gilt für die gewerbliche
Landwirtschaft kein be-
schränkender Zusammenhang
zwischen der Flächengröße
des Betriebes und der Tierbe-
standsgröße. Den Nachteil

wegfallender steuerlicher Ver-
günstigungen gleichen diese
Betriebe durch ihre Größe
und effiziente Abläufe wieder
aus. Dabei verstärken sie die
Abwärtsspirale einer mög-
lichst kostengünstigen
Fleischproduktion.

Die bäuerlichen Betriebe kön-
nen in diesem Preiskampf oft
nicht bestehen und müssen
entweder ebenfalls wachsen
oder ihre Betriebe aufgeben.
Fatalerweise haben die betrof-
fenen Kommunen in diesem

„Spiel“ keinen Gestaltungs-
spielraum, da die Genehmi-
gung landwirtschaftlicher
Anlagen im Außenbereich ge-
nerell vom Kreis zu erteilen
sind, sofern diese nicht auf-
grund ihrer Größe ein Bun-
desimmisionschutzverfahren
sowie eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchführen
müssen.

Für die Verweigerung des ge-
meindlichen Einvernehmens
seitens der Kommune liegt in
der Regel kein rechtmäßiger

Grund vor. Ein wichtiges An-
liegen der grünen Landtags-
abgeordneten ist daher eine
Änderung des Baugesetzbu-
ches dahingehend, gewerbli-
chen Betrieben diese
Privilegierung zu entziehen
und damit die bäuerlichen
Strukturen in der Landwirt-
schaft zu stärken und indus-
trielle Großbetriebe zur
Fleischproduktion von Inves-
toren zu unterbinden.

Die grünen Landwirtschafts-
minister von Nordrhein-West-

falen und Rheinland-Pfalz
haben angekündigt, im Rah-
men der geplanten Gesetztes-
novelle eine Bunderats-
initiative zur Begrenzung der
Tierhaltungsanlagen im Au-
ßenbereich einzubringen.

p. s.

Haushaltsrede von Sabine Grohnert im Rat derStadt Telgte am 29. März 2012

Mobilität neu denken – Alternativen zum motorisierten IndividualverkehrEin Abend mit Thomas Lins vom VCD, Verkehrsclub DeutschlandThema „Massentierhaltung“
Schwerpunkt: Gewerbliche Landwirtschaft

Termine
Dienstag 8. Mai
Lebensmittelverschwendung

Dr. Hans-Christian

Markert; MdL

Telgte, Markt, 1 4 Uhr

Freitag, 11 . Mai
Empfang zur Wahl

Rainer Priggen, Mdl,

Fraktionssprecher

Telgte, "Mittelmeerraum",
Bahnhofstraße 1 , 1 9 Uhr

Samstag, 1 2. Mai
Grün macht den

Unterschied

Syliva Löhrmann und Claudia
Roth;
Münster, Prinzipalmarkt, 1 6
bis 17.30 Uhr

Sonntag, 1 3. Mai
Landtagswahl

Weitere Infos auf:

www.gruene­telgte.de

Ökologische Wende in der Verkehrspolitik
Verkehrspolitische Prüfsteine für Telgte
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Was bringt den deutschen Mi­
chel eher auf die Palme als ei­
ne Revolution oder eine
Naturkatastrophe: Richtig! Ho­
he Benzinpreise. Anlass dazu
hat er eigentlich nicht. Musste
Otto Normalverbraucher im
Jahre 1960 zehn Minuten für
einen Liter Benzin arbeiten,
waren es 1980 fünf, in 2011 nur
noch 4 Minuten.
Thomas Lins, Vorstandsmit-
glied des VCD, Region
Münster – Warendorf, warf
bei einem Informationsabend
Schlaglichter auf die Frage
von Mobilität angesichts stei-
gender Umweltbelastungen
und größerer Verkehrsdichte:

Die PS-Zahl der in Deutsch-
land verkauften Neuwagen
hat in den letzten Jahren um
25 % zugenommen. 300.000
vor PS protzende SUV-Fahr-
zeuge sind in diesem unseren
Lande 2011 zugelassen wor-
den: Als wäre jeder zehnte
Deutsche ein Förster, der ein
geländegängiges Fahrzeug
benötigt.

Die Umweltgipfel der vergan-
genen Jahre wie auch Be-
schlüsse der Bundesregierung
haben ehrgeizige Ziele pro-
klamiert, z. B. eine Reduktion
des CO² - Ausstoßes bis 2050
um 80 Prozent. Das wären
statt 1 032 Millionen Tonnen
nur noch 206 Millionen t CO²
pro Jahr. Frage: Wann fangen
wir an das ernst zu nehmen?
In 2011 wurden weltweit 5 %
mehr ( ! ! ! ) emittiert als 2010.

Und die öffentliche
Verantwortung? Man glaubt
es kaum: 60% der neu zuge-
lassenen Fahrzeuge sind
Firmen- und Dienstwagen!
Sie fallen unter das Privileg
steuerlicher Absetzbarkeit von
Fahrtkosten. Hier werden also
fleißig PS-starke Fahrzeuge
gekauft, zum Arbeitsplatzsta-
tus gehört der - auch privat
genutzte - Dienstwagen dazu,
und der Steuerzahler finan-
ziert die Abschreibungsmög-
lichkeiten für gut Verdienende
munter mit. Umweltschutz in
Perversion durch Steuerrege-

lungen, die die Erzeugung
von Klimakillern begünsti-
gen. Die Dienstwagenvergü-
tung muss dringend geändert
werden! Außerdem ist die
Umweltbelastung durch Autos
acht mal höher als die durch
die Bahn, die Wahrscheinlich-
keit, bei einem Unfall verletzt
zu werden, erheblich höher.

Was ist zu tun, besonders im
ländlichen Raum?

Die Bahn muss das Rückgrat
der Verkehrsbewegungen
werden. Der Busverkehr
leistet Zubringerdienste, so
Thomas Lins. Seit die Nord-
westbahn die Zugverbindun-
gen betreibt, ist die Zahl der
Fahrgäste auf der Strecke
Münster - Warendorf - Beelen
(RB 406) von 1 .200 auf 2.400
gestiegen. Die Nordwestbahn
hat auf der Strecke des „Wa-
rendorfers“ die Fahrzeitange-
bote auf den Sonntagmorgen
erweitert; an Samstagabenden
kann ich um 0.17 Uhr von
Münster zurück nach Telgte

fahren; aus Warendorf fährt
der letzte Zug um 23.42 Uhr
nach Münster. Ließe sich die
Fahrzeit Warendorf - Telgte
von 17 auf 14 Minuten ver-
kürzen, könnten Züge im
Halbstunden-Takt fahren. Das
würde die Attraktivität der
Nutzung fraglos erhöhen. Die
Aussichten dafür stehen nicht
schlecht: Bis 2015 soll durch
Zusammenlegung von Bahn-

übergängen, den Bau von Er-
satzstraßen entlang der Bahn
vor allem für die Landwirte,
die schnellere Fahrzeit er-
reicht werden. Dies auch zur
Freude der Anlieger, die der-
zeit bis zu fünfhundert Mal
am Tag ein 120 Dezibel lautes
Signal vernehmen, das que-
rende Auto- und Fahrradfah-
rer vor dem herannahenden
Zug an zahlreichen Bahn-
übergängen warnt. Wo es we-
niger Übergänge gibt, ist der
Zug schneller.

Wenn die Bahn „das Rück-
grat“ ist, sollten Busse die

Schleifen fahren, die die Ein-
wohner/innen aus den Wohn-
vierteln an die Schiene
bringen. Solche Zubringer-
dienste erhöhen die Nutzung
des ÖPNV. Auch Wohnungs-
bau in Bahnhofsnähe führt zu
verstärkter Bahnnutzung. Das
entspricht dem Vorschlag des
IHEK-Gutachtens für Orkot-
ten-West: Ginge es danach,
könnten Dienstleistung und

Wohnen entstehen, wo heute
großflächiger Einzelhandel
sich breit gemacht hat.

Soll der ÖPNV kostenlos
sein? Der VCD sagt: Nein.
Mobilität ist ein Gut, das
nicht verschleudert werden
darf. Einfache Tarife, günstige
Zugänge werden gebraucht.
Und der Fahrgast darf anteil-
mäßig nicht mehr für die
Fahrt und das Betreiben des
Bahn- und Busverkehrs be-
zahlen als der Autofahrer für
die Straßen und deren Unter-
haltung.

Mobil sein hieß früher: Sich
physisch von A nach B bewe-
gen. Die Fortsetzung heißt:
Was kann ich in einer be-
stimmten Zeit alles erledigen?
Mit schnellen Zug- und Bus-
verbindungen schaffe ich
mehr als im Stau im PKW.
Insbesondere lässt sich die
Zeit im Zug oder Bus noch
zusätzlich nutzen.

Übrigens: Der VCD ist die
Lobbyvertretung für umwelt-
bewusste Verkehrsteilnehmer:
Ein VCD-Mitglied, das „un-
terwegs liegen bleibt“, wird
Pannenhilfe auch vom ADAC
Service erhalten – die Ver-
kehrsclubs verrechnen den
Kostenaufwand unter sich.

b.d.

Die Verkehrswende ist laut
VCD mit den 5 Vs umsetzbar:

­ Verlangsamung des Verkehrs
­ Verbesserung der Technik
­ Verlagerung auf umwelt­
freundliche Verkehre
­ Vermeidung von Verkehr
­ Veränderung des Bewußt­
seins im Verkehrsverhalten
Umgesetzt auf die Situation in
Telgte, bedeutet dieses:

Beschilderung:
Durch Beschilderung können
Wertigkeiten ausgedrückt
werden. Auf der Nordseite der
Schienen geht das Hinweis-

schild auf den Bahnhof in der
Werbebeschilderung unter,
auf der Südseite fehlt sie trotz
Anfrage im Bauauschuss ver-
gangenes Jahr immer noch
komplett. Auch bessere Be-
schilderung des ÖPNV sollte
erfolgen.

Parkplätze:
Zur Entschärfung der Park-
platzsituation in der Altstadt
sollte über AnwohnerInnen-
parkplätze und auch über die
Beteiligung der AutofahrerIn-
nen in Form von Parkuhren
an den Kosten, die zur Bereit-
stellung von Parkraum entste-
hen, nachgedacht werden.

Kreisel:
In Telgte sollten für alle Krei-
sel einheitliche Vorfahrtsre-
geln für RadfahrerInnen
gelten.

Einbahnstraßen:
Die Einbahnstraßenregelung
für RadfahrerInnen sollte auf-
gehoben werden.

ÖPNV:
Die Einführung von Mo-
nats/Jahrestickets für den ÖP-
NV gegen geringe Gebühr
sollte angestrebt werden.

Fahrradständer:
Die Anzahl der Fahrradstän-

der an der Südseite des Bahn-
hofs reicht nicht aus, ferner
soll eine Überdachung der

Fahrradständer geprüft wer-
den.

u.m.

Liebe Telgterin-
nen und Telgter,
ich bin froh, dass ich und
auch die Vorsitzenden der an-
deren Fraktionen heute zu ih-
nen sprechen können. Denn,
wie Sie sicher auch, erinnere
ich mich mit Unbehagen an
die Situation im vergangenen
Jahr, in dem uns die Aufstel-
lung des Haushaltes glatt die
Sprache verschlagen hat, so
dass wir auf die Haushaltsre-
den im Rat verzichtet haben.

Dank der guten Arbeit von
Telgter Unternehmen sieht es
in diesem Jahr anders aus.
Können wir deshalb aus dem
Vollen schöpfen? - Leider
NEIN ! Denn von einem aus-
geglichenen Haushalt sind wir
noch weit entfernt. Trotz der
derzeitig guten Wirtschafts-
lage decken die Einnahmen
die Ausgaben nicht. Im Ge-
genteil, wir beschließen auch
gleichzeitig eine der höchsten
Neuverschuldungen seit vie-
len Jahren. Über 2 Mio. Euro
werden wir zusätzlich aufneh-
men müssen. Also was tun?
Kopf in den Sand und kein
Geld mehr ausgeben? Das
wäre sicher die günstigste,
aber auch schlechteste Varian-
te. Wir haben in den Haushalt
die Mittel eingestellt, die wir
für nötig und vernünftig hal-
ten. Der Haushaltsplan für
2012 ist ein guter und ambi-
tionierter Plan.

Wir werden weiter daran ar-
beiten, drängende Probleme
zu lösen, vor allem was die

Schulen und das Feuerwehr-
gerätehaus betrifft. Mit der
Sekundarschule wird es auch
künftig möglich sein, alle
Schulabschlüsse für unsere
Kinder und Jugendlichen in
Telgte anzubieten. Hier müs-
sen die Eltern natürlich noch
das gute Konzept mit Leben
füllen und ihre Kinder anmel-
den. Die freiwillige Feuer-
wehr hat endlich eine
Perspektive, räumliche und
technische Voraussetzungen
zu bekommen, um ihre Auf-
gaben zu erfüllen.

Wir stellen uns den Heraus-
forderungen der Zukunft. Es
gibt Entwicklungen, die wir
nicht einfach abwarten, son-
dern beeinflussen und gestal-
ten wollen, zur Sicherung und
Entwicklung unserer liebens-
und lebenswerten Stadt. We-
der das integrierte Handlungs-
und Entwicklungskonzept
Altstadt/Orkotten, noch der
Demografieprozess sind All-
heilmittel. Aber sie sind der
Versuch, komplexe Verände-
rungen in ihren Zusammen-
hängen zu verstehen und
frühzeitig darauf zu reagieren.
Es gibt einen gemeinsamen
Blick, dass Erhalt und Bele-
bung der Innenstadt behutsa-
mer Planung bedarf und nicht
allein den Allüren des Mark-
tes überlassen werden kann.
All diese Prozesse kosten eine
Menge Anstrengung für alle
Beteiligten.

Auch den Herausforderungen
einer globalisierten Welt ver-
stellt sich Telgte nicht. Hier
gibt es viele gute Ansätze, wie

z. B. den European Energy
Award und wir sind Fair-Tra-
de-Stadt geworden.

Ein Handlungsfeld, auch des
Rates, wird in den erneuerba-
ren Energien liegen. Der öko-
logische Umbau der
Industriegesellschaft wird
kommen. Und auch da wer-
den wir in Telgte nicht dane-
benstehen und zusehen. Wir
werden erstens unseren Bei-
trag leisten und wir werden
zweitens zusehen, dass wir
auch etwas abbekommen.
Auch hier ist es wichtig, dass
wir, wohl besonnen, aber den-
noch schnell reagieren. Rund
um uns stehen Investorinnen
und Investoren und scharren
mit den Hufen, um an den
Möglichkeiten zur Energieer-
zeugung, die eine ländliche
Stadt bietet, zu verdienen. Die
Aufgabe des Rates wird darin
bestehen, dieses Geld in Telg-
te zu behalten. Wir müssen in
einem gesteuerten Prozess
durch Gespräche und die
Schaffung planerischer

Grundlagen die Voraussetzun-
gen dafür schaffen, dass die
Investorinnen und Investoren
die Bürgerinnen und Bürger
unserer Stadt sind, damit die-
se daran verdienen und damit
die Gewerbesteuer in vollem
Umfang unserer Stadt zugute
kommt.

Im Finanzausschuss haben
wir zum Teil hart aber immer
am Thema diskutiert. Ich ver-
hehle nicht, dass ich nicht mit
allen Resultaten glücklich bin.
Auch hätten wir in den Ver-
handlungen gern eine Mehr-
heit für die Renovierung der
Mühle gefunden, um die Räu-
me für eine angemessene Ju-
gendarbeit umzugestalten.
Auch die Einleitung eines
Mobilitätskonzepts hätte unter
anderem neue Perspektiven
für die Verbindung Telgtes
zum Oberzentrum Münster
eröffnen können. Teil einer
Vision - Klimaschutz ist heute
und lokal.

Der Haushalt 2012 legt das
Fundament für die wichtigen
Prozesse, die wir uns zusam-
men vorgenommen haben und
die wir zusammen weiterfüh-
ren wollen. Dies mit einer
großen Mehrheit zu tun, ist
das beste Versprechen an un-
sere Bürgerinnen und Bürger,
2012 zu einem Arbeitsjahr zu
machen, in dem Weichen ge-
stellt und wichtige Vorgänge
auf den Weg gebracht werden.

Darum werden wir dem
Haushalt zustimmen.

Vielen Dank

Einen erheblichen Anteil an
der Industrialisierung der
Fleischproduktion und damit
an den negativen Auswüchsen
der Intensivtierhaltung hat die
sogenannte gewerbliche Land­
wirtschaft.
Im Unterschied zur traditio-
nellen, bäuerlichen Landwirt-
schaft gilt für die gewerbliche
Landwirtschaft kein be-
schränkender Zusammenhang
zwischen der Flächengröße
des Betriebes und der Tierbe-
standsgröße. Den Nachteil

wegfallender steuerlicher Ver-
günstigungen gleichen diese
Betriebe durch ihre Größe
und effiziente Abläufe wieder
aus. Dabei verstärken sie die
Abwärtsspirale einer mög-
lichst kostengünstigen
Fleischproduktion.

Die bäuerlichen Betriebe kön-
nen in diesem Preiskampf oft
nicht bestehen und müssen
entweder ebenfalls wachsen
oder ihre Betriebe aufgeben.
Fatalerweise haben die betrof-
fenen Kommunen in diesem

„Spiel“ keinen Gestaltungs-
spielraum, da die Genehmi-
gung landwirtschaftlicher
Anlagen im Außenbereich ge-
nerell vom Kreis zu erteilen
sind, sofern diese nicht auf-
grund ihrer Größe ein Bun-
desimmisionschutzverfahren
sowie eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchführen
müssen.

Für die Verweigerung des ge-
meindlichen Einvernehmens
seitens der Kommune liegt in
der Regel kein rechtmäßiger

Grund vor. Ein wichtiges An-
liegen der grünen Landtags-
abgeordneten ist daher eine
Änderung des Baugesetzbu-
ches dahingehend, gewerbli-
chen Betrieben diese
Privilegierung zu entziehen
und damit die bäuerlichen
Strukturen in der Landwirt-
schaft zu stärken und indus-
trielle Großbetriebe zur
Fleischproduktion von Inves-
toren zu unterbinden.

Die grünen Landwirtschafts-
minister von Nordrhein-West-

falen und Rheinland-Pfalz
haben angekündigt, im Rah-
men der geplanten Gesetztes-
novelle eine Bunderats-
initiative zur Begrenzung der
Tierhaltungsanlagen im Au-
ßenbereich einzubringen.

p. s.

Haushaltsrede von Sabine Grohnert im Rat derStadt Telgte am 29. März 2012

Mobilität neu denken – Alternativen zum motorisierten IndividualverkehrEin Abend mit Thomas Lins vom VCD, Verkehrsclub DeutschlandThema „Massentierhaltung“
Schwerpunkt: Gewerbliche Landwirtschaft
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Verkehrspolitische Prüfsteine für Telgte

Foto: Tatjana Scharfe
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WIR TREIBEN DIE ENERGIEWENDE VORAN
Wir wollen mit einem Klimaschutzgesetz Energiesparen stärker fördern und er-
neuerbare Energien schneller ausbauen. Umwelt- und Klimaschutz schaffen
neue Jobs mit Zukunft.

WIR SCHAFFEN EIN GRÜNES UND GESUNDES NRW
Wir wollen eine lebenswerte Umwelt für alle Menschen. Wir unterstützen die
Gründung des Nationalparks in Ostwestfalen-Lippe. Wir setzen uns konsequent
für saubere Luft, gesunde Lebensmittel, Lärmschutz und wirksamen Tierschutz
ein.

WIR SICHERN ZUKUNFTSFÄHIGE MOBILITÄT FÜR ALLEIN NRW
Wir haben das Sozialticket ermöglicht. Wir streiten für einen gut ausgebauten
ÖPNV und setzen auf Schiene, Radwege und den Erhalt von Straßen und
Brücken.

WIR STÄRKEN NRW ALS LAND DER BILDUNG
Mit neuen Gesamt- und Sekundarschulen fördern wir längeres gemeinsames
Lernen. Die Kopfnoten sind abgeschafft. Den Ganztag bauen wir aus. Wir wol-
len schrittweise Schulen schaffen, in denen Kinder mit und ohne Handicap ge-
meinsam lernen. Die Klassen werden nach und nach kleiner, kleine
Grundschulen haben neue Chancen.

WIR WOLLEN DAS BESTE FÜR UNSERE KINDER IN NRW
Wir haben mehr und bessere Kita-Plätze geschaffen. Wir wollen, dass alle El-
tern einen hochwertigen Betreuungsplatz auch für unter 3-Jährige bekommen.

WIR STÄRKEN DIE HOCHSCHULEN IN NRW
Wir haben die Studiengebühren abgeschafft und die Hochschulfinanzierung ge-

sichert. Wir wollen mehr Studienplätze einrichten und die Mitbestimmung an
den Hochschulen stärken.

WIR SCHAFFEN EIN SOZIAL GERECHTES NRW
Wir kämpfen für einen flächendeckenden Mindestlohn. Wir wollen eine gute,
wohnortnahe und bezahlbare Gesundheitsversorgung für alle. Alle, auch pfle-
gebedürftige Menschen, sollen gut versorgt werden und in ihrer gewohnten
Umgebung leben bleiben können.

WIR STÄRKEN WEITER DIE STÄDTE UND GEMEINDEN INNRW
Die Finanzsituation der meisten Kommunen ist dramatisch. Deswegen gibt es
Hilfen für die Entschuldung notleidender Kommunen. Vom Bund fordern wir
Entlastung bei den steigenden Sozialausgaben. Fördermittel müssen nach Be-
darf, nicht nach Himmelsrichtung, verteilt werden. Den Landeshaushalt wollen
wir konsolidieren und im Bund eine Vermögens- und höhere Erbschaftssteuer
einführen.

WIR MACHEN NRW NOCH DEMOKRATISCHER
Wir wollen, dass in NRW die Menschen noch leichter mit Volksentscheiden di-
rekt mitbestimmen können. Alle Behörden sollen ihre Informationen für alle
Bürgerinnen und Bürger frei zugänglich veröffentlichen, um Transparenz und
Mitbestimmung zu verbessern.

WIR STREITEN WEITER FÜR EIN GLEICHBERECHTIGTESNRW
Wir wollen mehr Frauen in Führungspositionen und eine gleichwertige Bezah-
lung von Frauen und Männern.
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